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Barbara Fürbeth
Leiterin des Referats Publikationen der Hanns-Seidel-Stiftung, München

Sehr verehrte Leserinnen, sehr verehrte Leser,

mit diesem Heft halten Sie die 500. Ausgabe der Politischen Studien in 
Ihren Händen. Was für ein Jubiläum! Nicht viele Zeitschriften halten so 
lange durch. Die erste Ausgabe erschien im Dezember 1950. Seitdem ent­
wickeln wir die Hefte stetig weiter – inhaltlich wie layouterisch. Ich erin­
nere mich noch gut, als wir 2010 in der Redaktion über ein umfassendes 
Redesign der Politischen Studien diskutierten. Wir wollten das bisherige 
Outfit aufbrechen, bunter werden und mit Fotos und Bildern das ge­
schriebene Wort auflockern. Nach vielen Arbeitssitzungen und Work­
shops ging die Geschäftsführung diesen Weg gerne mit. Für mich war das 
eine sehr aufregende und entscheidende Phase.

Namhafte Persönlichkeiten aus den unterschiedlichen gesellschafts­
politischen Bereichen sind immer wieder unserer Bitte nachgekommen, ihr 
Wissen und ihre Erfahrungen in unserer Zeitschrift zu publizieren. Des­
wegen gilt unser ganz besonderer Dank unseren Autorinnen und Autoren. 
Sie liefern die Inhalte für die von uns vermittelte politische Weiterbildung.

Aber das größte Gut einer Zeitschrift sind Sie, liebe Leserinnen und 
Leser. Viele von Ihnen halten uns seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten 
die Treue. Dafür bedanken wir uns herzlichst.  

Sind Sie nun gespannt und neugierig auf das, was Sie in unserer Jubilä­
umsausgabe erwartet: Der Vorsitzende der Hanns-Seidel-Stiftung, Markus 
Ferber, MdEP, beschreibt den Werdegang der Politischen Studien, der  
SZ-Journalist Peter Fahrenholz zeigt die Bedeutung politischer Bildung auf. 
Und der Bayerische Staatsminister Dr. Florian Herrmann, MdL, stand uns 
eine Stunde lang Rede und Antwort zu seinen Aufgaben als Staatskanzlei­
chef und Leiter des Corona-Stabes.

Das Redaktionsteam wünscht Ihnen viel Freude beim Lesen der 500. 
Ausgabe. Bleiben Sie uns weiterhin gewogen. Das hofft und wünscht sich 

EDITORIAL

Bleiben Sie uns WEITERHIN gewogen.„
FREUDE UND DANKBARKEIT
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/// Die Bayerische Staatskanzlei als Koordinierungsinstanz der Regierung

„SPARRINGSPARTNER“ 
IN DER POLITIK
DR. FLORIAN HERRMANN /// Er ist Staatsminister für Bundesangelegenheiten 
und Medien und leitet die Bayerische Staatskanzlei. Dr. Florian Herrmann 
unterstützt damit den Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder bei 
Festlegung und Umsetzung der politischen Linien. Das Redaktionsteam der 
Politischen Studien hat der promovierte Jurist und CSU-Landtagsabgeordnete 
in seinem Büro in der Staatskanzlei in München empfangen. Eine Stunde lang 
spricht er im Interview über seine Aufgaben, Fake News, politische Bildung 
und seine Tätigkeit als Leiter des Corona-Krisenstabes. 

Politische Studien: Seit drei Jahren lei-
ten Sie die Bayerische Staatskanzlei und 
gehören damit zum engsten Beraterstab 
des Bayerischen Ministerpräsidenten. 
Das ist eine herausragende und äußerst 
wichtige Arbeit. Was sind Ihre Aufgaben 
und Zuständigkeiten?

Dr. Florian Herrmann: Die Hauptauf-
gabe ist, den Ministerpräsidenten bei 
seiner Arbeit zu unterstützen, ihn da-
bei − so gut es geht und so eng wie 
möglich − zu beraten und die Koordi-
nierungsaufgaben zu übernehmen, die 
innerhalb der Staatsregierung erfor-

 
/// IM ZEITGESPRÄCH: STAATSMINISTER  
DR. FLORIAN HERRMANN, MDL
ist Leiter der Bayerischen Staatskanzlei  
in München.
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POLITISCHE-STUDIEN-ZEITGESPRÄCH „
Die größte GEFAHR sehe ich in der immer weiter 
fortschreitenden ‚Blasenbildung‘.derlich sind. Wenn es darüber hinaus 

zu Zielkonflikten zwischen den unter-
schiedlichen Ministerien kommt, 
müssen sie ausgeglichen werden. Au-
ßerdem übernimmt die Staatskanzlei 
die Koordinierung in Richtung Land-
tag, aber auch in Richtung der beiden 
Regierungsfraktionen. Hinzu kommt, 
dass ich inhaltlich für die Medienpoli-
tik und die Vertretung des Freistaats 
im Bundesrat verantwortlich bin. 

Bei dieser Bandbreite: Bleibt da noch 
freie Zeit übrig?

Das ist schon eine Aufgabe, die einen 
voll und ganz in Anspruch nimmt 
und eine große Verantwortung mit 
sich bringt. Der Ministerpräsident 
bestimmt die Richtlinien der Politik 
in Bayern; folglich müssen wir in der 
Staatskanzlei natürlich alle Themen 
auf dem Schirm haben. Aber es 
macht auch sehr großen Spaß, in die-
sem Team dabei sein zu können und 
den Ministerpräsidenten, so gut wir 
das können, so gut ich das persön-
lich kann, bei seiner Arbeit zu unter-
stützen.

Gibt es auch Themen, bei denen Sie nicht 
auf einen grünen Zweig kommen?

Aber Politik ist auch nicht immer eitel 
Sonnenschein. Was macht Ihnen politisch 
Angst?

Neben der Frage, dass man gerade 
jetzt in Pandemie-Zeiten die richtigen 
Entscheidungen fällt, sehe ich die 
größte Gefahr in der immer weiter 
fortschreitenden „Blasenbildung“. Lei-
der ist es so, dass sich der Diskurs in 
der Gesellschaft immer stärker auf die 
jeweiligen Blasen verengt, in denen 
sich alle gegenseitig auf die Schultern 
klopfen, sowieso einer Meinung sind 
und den Wettstreit um die besten  
Ideen gar nicht mehr suchen. Das 
empfinde ich zurzeit als die problema-
tischste gesellschaftliche Entwick-
lung. Es ist eine extreme Zuspitzung, 
wie man sie in den USA über die ver-
gangenen Jahre erlebt hat und wie es 
sich bei uns gerade in den Debatten in 
den sozialen Netzwerken abzeichnet. 
Diese Entwicklung macht mir Angst, 
weil sie letztendlich einen vernünfti-
gen demokratischen und intellektuel-
len Diskurs verhindert. Dem müssen 
wir entgegenwirken.

Und wie kann man das schaffen?

Dem kann man nur durch Bildung 
entgegenwirken, indem gerade junge 
Menschen befähigt werden, einen 
Diskurs zu führen. Aber letztendlich 
muss man allen Bürgerinnen und Bür-
gern verständlich machen, dass man 
sich nicht scheuen sollte, seine eigene 

Position zu vertreten. Eine Gesell-
schaft lebt von der Vielfalt an Meinun-
gen und Ideen – und das ist gut so. 

Leider erleben wir zurzeit in vielen 
Bereichen den Verlust an Vielfalt: 
beim Artenschutz, in der Natur, aber 
auch im Bereich der politischen Kul-
tur. Wir brauchen unterschiedliche 
politische Positionen, wir sollten 
wegkommen von reinen Mainstream-
Diskussionen. Wir müssen verste-
hen, dass der Kopf erst zu denken 
anfängt, wenn er auf eine gegensätzli-
che Meinung stößt. Man wägt mehre-
re Argumente gegeneinander ab, 
denkt nach. Diese Art von Debatten- 
und Diskussionskultur, nämlich dem 
anderen zuzuhören und nicht nur mit 
drei Sätzen abzukanzeln, wie das 
häufig in den sozialen Netzwerken 
passiert – genau das ist meiner Mei-
nung nach essenziell. Das ist politi-
sche Bildung und sie ist so entschei-
dend wichtig.

Lassen Sie uns auf die vergangenen drei 
Jahre zurückblicken. Auf welche Leistun-
gen sind Sie besonders stolz? Auf welche 
blicken Sie besonders gerne zurück? 

Die Bekämpfung der Corona-Pande-
mie ist schon etwas, auf das wir ins-
gesamt als Staatsregierung, aber auch 
als Gesellschaft stolz sein können. 
Wir haben dabei viel erreicht und die 
Menschen in Bayern bisher sehr gut 
beschützt. Mit unseren Maßnahmen 
konnten wir laut verschiedener Mo-

 „Die HAUPTAUFGABE ist, den Ministerpräsidenten bei seiner 
Arbeit zu unterstützen.

Nein, der Ministerpräsident ist sehr 
offen und erwartet auch von seinem 
Umfeld Anregungen und Ideen. Das 
heißt ja nicht, dass jede Idee, die vor-
getragen wird, auch am Ende umge-
setzt wird. Aber ihm sind diese Anre-
gungen, das Mitdenken wichtig. Man 
ist eine Art Sparringspartner (lacht). 
Darauf kommt es an und das macht 
auch großen Spaß.

Wie oft treffen Sie den Bayerischen Minis-
terpräsidenten? Gibt es einen Jour Fixe? 
Oder handhaben Sie das eher auf Zuruf? 

Der Austausch erfolgt im Grunde 
über alle Wege, die man sich vorstel-
len kann: also in direkten Gesprä-
chen natürlich in der Staatskanzlei, 
aber auch sehr viel telefonisch. Der 
Ministerpräsident hat einen vollen 
Terminkalender und Bayern ist groß. 
Er ist somit auch viel unterwegs. Wir 
tauschen uns je nach Situation aus, 
da gibt es keinen festen Plan. Aber 
der Austausch ist sehr intensiv.

Gibt es keinen Sonntag und keinen Feier-
tag?

Doch, doch. (lacht)
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dellrechnungen 130.000 Menschen 
davor bewahren, an COVID-19 zu 
versterben. Die Rückmeldungen aus 
der Bevölkerung zeigen uns, dass wir 
richtig gehandelt haben. Wir können 
froh sein, dass wir die Pandemie in 
Deutschland und in Bayern durchle-
ben und nicht anderswo. Markus 
Söder hat mit Entschlossenheit, Vor-
sicht und Umsicht gehandelt. Wir 
mussten als Regierung schwerwie-
gende Entscheidungen treffen. Keiner 
von uns wäre zum Beispiel je auf die 
Idee gekommen, dass man die Schu-
len oder den Einzelhandel schließen 
muss. Der Ministerpräsident musste 

diese Maßnahmen erklären und 
durchführen und das spricht für sei-
ne Entscheidungsstärke. Darauf kön-
nen wir auch als Bayerische Staatsre-
gierung stolz sein.

Kommen wir nochmal auf Fake News in 
den sozialen Netzwerken und sozialen 
Medien zu sprechen. Die Technik ist mitt-
lerweile so weit fortgeschritten, dass 
man in Videos Köpfe austauschen kann 
und keinem fällt das auf. Sind Sie selber 
schon Opfer von Fake News geworden?

Nein, ich würde sagen: nein. 

Oder dass Ihnen irgendetwas politisch 
umgedreht wurde?

(Denkt nach) Also nichts, was ich 
wüsste. Jedenfalls nicht im Sinne von 
bewussten Fake News.

Wie wichtig ist Ihnen in diesem Zusam-
menhang politische Bildung? Wer soll die 
politische Bildung gerade in diesen 
schwierigen Zeiten übernehmen?

Politische Bildung ist absolut wichtig. 
Jede Bürgerin und jeder Bürger sollte 
die Möglichkeit erhalten, sich umfas-
send über das eigene politische Sys-
tem zu informieren. Sie sollten sich 
Wissen darüber aneignen können, 
wie unser Zusammenleben funktio-
niert, dass wir eine offene, auf den 
Werten des Westens basierende Ge-
sellschaft sind sowie Parlamentaris-
mus und Meinungsfreiheit unsere 
gesellschaftliche Ordnung prägen. 
Das Wissen um die Gleichheit von 
Mann und Frau gehört hier selbstver-
ständlich mit dazu. All dies muss je-
der Generation immer wieder aufs 
Neue vermittelt werden. Das beginnt 
in den Elternhäusern, wird in den 
Schulen fortgesetzt und findet in ei-
nem breiten Maße auch über die 
durch die politischen Stiftungen ver-
mittelte politische Bildung statt. 

Und hierbei erfüllt die Hanns- 
Seidel-Stiftung eine ganz herausra-
gende Funktion, die sie, wie ich das 
über die vergangenen Jahre als aktiver 
Politiker, aber auch als Bürger verfolgt 
habe, in exzellenter Weise wahr-
nimmt – hier bei uns und weltweit. 
Die Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner in den Auslandsbüros 
der Hanns-Seidel-Stiftung leisten bes-
te Arbeit: Ob das jetzt in Brüssel ist, 
in Moskau, in Washington oder an-
derswo. Der Austausch und die Ge-
spräche finden auf einem sehr hohen 
Niveau statt. Und es ist gut, dass es 
die Politischen Stiftungen gibt.

In Bezug auf die politische Bildung sind 
die Eltern und die Schulen gefragt. Wird 
dabei genügend getan? Von Teenagern 
hören wir zum Beispiel, dass sie gar nicht 
so gut über Politik Bescheid wissen. Übri-
gens geht TikTok, der Kanal der Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen, interes-
santerweise immer gegen die AfD an. Wir 
denken, dass die Schulen noch ein wenig 
mehr leisten könnten. 

Ich bin generell immer zurückhal-
tend, wenn man jede neue gesell-
schaftliche Herausforderung immer 
als erstes der Schule zuweist. Da 
bräuchten wir schon Ganztagesunter-
richt inklusive Samstag und Sonntag, 

„
Die HANNS-SEIDEL-STIFTUNG erfüllt bei der Wissens-
vermittlung eine herausragende Funktion.

 „Wir mussten als Regierung SCHWERWIEGENDE 
Entscheidungen treffen.

Staatsminister Florian Herrmann empfing in seinem Büro in der Staatskanzlei in München Susanne 
Hornberger (Mitte), Leiterin Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit der Hanns-Seidel-Stiftung, 
und Barbara Fürbeth, Referatsleiterin Publikationen.
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um alles abzudecken. Aber prinzipiell 
stimmt es natürlich, dass der Schule 
eine wichtige Aufgabe zukommt. 

In meiner eigenen Erinnerung hat 
sie diese Aufgabe auch sehr gut bewäl-
tigt. In der zwölften oder dreizehnten 
Jahrgangsstufe hatte ich eine äußerst 
engagierte Lehrerin in Geschichte und 
sie führte die „aktuelle Stunde“ ein, in 
der wir damals tagesaktuelle Themen 
wie Mauerfall und Wiedervereinigung 
diskutierten. Für diese Themen habe 
ich mich schon als Jugendlicher sehr 
interessiert. Die Lehrerinnen und 
Lehrer müssen bereits in ihrer Ausbil-
dung befähigt werden, aktuelle politi-
sche Aspekte zu diskutieren. Und: Die 
politische Diskussion hat meiner Mei-
nung nach durchaus Platz in der Schu-
le. Damit meine ich nicht Parteipolitik 
im engeren Sinne, sondern das Nach-
denken und Diskutieren darüber, wie 
eine Gesellschaft funktioniert, wie sie 
sein sollte und was die wichtigsten 
Aufgaben sind.

Unser Interview erscheint in der 500. 
Ausgabe der Politischen Studien. Welchen 
Stellenwert haben Ihrer Meinung nach 
Magazine wie die Politischen Studien, die 
auch politisch Orientierung geben sollen? 

Aus meiner Sicht und in meiner per-
sönlichen Wahrnehmung haben der-

artige Magazine wie die Politischen 
Studien eine ganz wichtige Funktion, 
weil sie im Grunde genommen ein zu 
Papier gebrachter Think Tank sind, in 
dem zu den unterschiedlichsten und 
auch tagesaktuellen Themen fachliche 
Positionierungen zusammengetragen 
werden. Sie bieten die fachlichen 
Grundlagen für die Themen, die im Fo-
kus stehen. Und gerade in Pandemie-
Zeiten haben wir festgestellt, wie 
wichtig wissenschaftliche Erkenntnis-
se sind: in der Naturwissenschaft, 
aber auch in den Gesellschaftswissen-
schaften, der Geschichts- oder Politik-
wissenschaft. Die Themen in den Poli-
tischen Studien werden unter ver-
schiedenen Blickwinkeln aufbereitet 
und dies dient der eigenen politischen 
Entscheidungsfindung.

Das bestärkt uns, dass wir mit den Politi-
schen Studien auf einem guten und richti-
gen Weg sind. Wir wollen zum einen eine 
wissenschaftliche Fundierung geben, 
aber auch zusätzlich Beiträge aus der Pra-
xis akquirieren, sodass wir mit dieser 
Kombination eine möglichst breite Leser-
schaft ansprechen können.

Ja, das finde ich sehr gut, denn genau 
dieses Zusammenwirken ist wichtig. 
Es nützt mir nichts, wenn der fachlich 
versierte Soziologe im unverständli-

chen Soziologendeutsch schreibt und 
ich dessen Thesen nicht in eine politi-
sche Agenda einbringen kann. Politik 
kann man nicht aus dem Hörsaal 
oder aus dem Politologieseminar her-
aus gestalten – so wie es die Linken 
gerne versuchen –, sondern muss mit 
der Lebenswirklichkeit verbunden 
sein. Und trotzdem darf man die Em-
pirie oder auch die Theorie der Wis-
senschaft nicht völlig ignorieren. Das 
macht es eben aus. Nur das rein Theo
retische ist zu weit weg von der Reali-
tät. Und nur Realität – da ist man im 
Grunde ohne Kompass. Gerade im 
Zusammenführen von Theorie und 
Realität übernehmen politische Ma-
gazine wie die Politischen Studien 
eine sehr wichtige Funktion. 

Wollen wir noch einmal über Corona spre-
chen. Sie sind von Markus Söder zum Lei-

 „Magazine wie die POLITISCHEN STUDIEN sind ein zu Papier 
gebrachter Think-Tank.

ter des Corona-Krisenstabs ernannt wor-
den. Wie herausfordernd ist diese Arbeit 
für Sie? Gerade in den ersten Monaten 
war alles neu und nichts voraussehbar. 
Konnten Sie überhaupt nach Hause gehen 
und abschalten? Zehrt das an einem? 

Von Anfang an war es eine Aufgabe, 
der ich mit sehr großem Respekt be-
gegnet bin, weil sie alle Bürgerinnen 
und Bürger in ihrer Gesundheit, in 
der Sorge um Leib und Leben betrof-
fen hat und betrifft. Es geht hierbei 
um mehr als um rein politische The-
men. Es geht um Gefahrenabwehr 
und Seuchenbekämpfung: Das be-
deutet, dass man nichts auf die lange 
Bank schieben oder mehrere Exper-
tenrunden zur Lageanalyse einberu-
fen kann. Wir müssen wie bei der 
Notfallrettung oder bei einem Polizei-
einsatz sehr schnell handeln und ent-
scheiden, weil stets Gefahr im Verzug 

Und wir wollten wissen: Was bleibt gesellschaftlich nach Corona?
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ist. Und man braucht dazu stets ei-
nen klaren Kopf. Meiner Meinung 
nach ist uns dies als bayerische 
Staatsregierung sehr gut gelungen. 

Und wie sehr ist es auch persönlich her-
ausfordernd?

Das ist immer eine Mentalitätssache. 
Ich persönlich kann mit so einer Situa
tion gut umgehen. Natürlich beschäf-
tigt sie mich und ich denke immer 
darüber nach. 

Gab es denn irgendwelche Corona-Re-
geln, deren Einhaltung Ihnen besonders 
schwergefallen ist?

Das Einhalten der Regeln, die wir sel-
ber verordnet haben, ist mir nicht 
schwergefallen. Ich war auch immer 
davon überzeugt, dass sie zum jewei-
ligen Zeitpunkt richtig verordnet wa-
ren. Aber besonders schwergefallen 
ist die Entscheidung, die Schulen zu 
schließen oder den kompletten Lock-
down anzuordnen. Diese Entschei-
dung war damals richtig, weil in der 
Phase, als es noch keine Impfstoffe 
gab, dies die einzige Möglichkeit war, 
die schnelle Ausbreitung des Virus 
wieder in den Griff zu bekommen. 

Wir sehen hier in Ihrem Büro ein sehr 
schönes Kreuz. Sie sind ja gläubig. Gibt 
der Glaube in derartigen Ausnahmesitua-
tionen auch Halt?

Ja, klar. Wann, wenn nicht in solch 
schwierigen Situationen.

Haben Sie da häufiger gebetet?

Wie normal auch. Aber natürlich tritt 
man schon in einen anderen Dialog 
ein, um die Fragen zu stellen: Sind wir 
auf dem richtigen Weg? Schaffen wir 
das alles? Treffen wir die richtigen 
Entscheidungen? Und wenn man da-
bei nicht ganz alleine ist, ist das gut.

Wir haben das Gefühl, dass die Menschen 
nach eineinhalb Jahren Pandemie etwas 
lockerer mit den Corona-Regeln umge-
hen. Dass die Maske nicht immer getra-
gen oder schon mal unter die Nase gezo-
gen wird. Sehen Sie das auch so?

Am Anfang waren wir noch beein-
druckt von der Ungewohntheit der 
Lage und auch verängstigt, weil kei-
ner wusste, wie man mit dem gefähr-
lichen Virus umgeht. Mittlerweile 
sind wirksame Impfstoffe auf dem 
Markt. Die Menschen wissen, wenn 

sie geimpft sind, können sie in der Re-
gel nicht mehr schwer erkranken. 
Und dann tritt eine gewisse Gewöh-
nung ein. Dennoch appellieren wir 
immer an die Menschen, die klassi-
schen Hygienemaßnahmen und Ab-
standsregeln einzuhalten. Sie erzeu-
gen eine hohe Wirkung und stellen 
relativ geringe Eingriffe in die eigene 
Freiheit dar. Und diese Regeln werden 
wir noch weiterhin benötigen. Wir 
müssen dem Virus das nehmen, was 
es am liebsten hat: nämlich menschli-
che Kontakte. Deshalb müssen wir 
hier besonders umsichtig sein.

Könnte es sein, dass bestimmte Corona-
Regeln bleiben werden? In einigen asiati-
schen Ländern ist es vor der Pandemie 
schon üblich gewesen, dass im öffentli-
chen Raum das Tragen von Masken emp-
fohlen war. Könnte uns das nach der Pan-
demie vielleicht bleiben – das Tragen der 
Maske?

Die Maßnahmen müssen immer ver-
hältnismäßig sein. In dem Moment, 
in dem vom Virus keine Gefahr mehr 
ausgeht und die Pandemie beendet 
ist, kann auch der Staat nichts mehr 
anordnen. Und wir wollen das auch 
nicht. Das Tragen der Maske zum 
Beispiel ist dann eine Entscheidung, 
die jeder selber treffen muss. Es kann 
ja durchaus ratsam sein, sich bei gro-
ßen Menschenansammlungen mit 
Mundschutz auszustatten, wie das in 
anderen Ländern oder Kulturen 
schon länger üblich ist. Und wir ha-

ben gesehen: Es gab kaum Grippefäl-
le im Winter. Das hängt damit zu-
sammen, dass die Menschen auf Hy-
giene und Abstand geachtet haben. 
Mir persönlich gefällt das, aber die 
staatlichen Maßnahmen werden na-
türlich dann beendet, wenn sie nicht 
mehr notwendig sind.

Und was bleibt gesellschaftlich nach Co-
rona? Am Anfang hielten wir alle zusam-
men und klatschten für Pflegekräfte …

Das Zusammenhalten und die Soli-
darität in der Gesellschaft in Bayern 
und Deutschland sind bemerkens-
wert. Bemerkenswert ist auch, wie 
der Großteil der Bevölkerung die 
staatlichen Maßnahmen, also unsere 
Strategie der Vorsicht und Umsicht, 
mitgetragen und selber praktiziert 
hat. Was von den Querdenkern üb-
rigbleiben wird, das wird man noch 
sehen. Bedauerlicherweise – und dies 
ist die Schattenseite von Corona –  
hat die Pandemie diese Art zugespitz-
ter Verschwörungstheorien hervorge-
bracht. Wir werden sehen, ob und 
wie sie sich manifestieren. Mit diesen 
Kräften werden wir uns zukünftig 
auseinandersetzen müssen und uns 
als Gesellschaft dagegen wehren. 
Aber ich hoffe, dass das nicht bleibt 
und überwunden werden kann. 

Lassen Sie uns noch über wirtschaftspoli-
tische Aspekte sprechen. Viele Einzelhan-
delsgeschäfte gerade in den Innenstäd-

 „Das Einhalten der Regeln, die wir selber VERORDNET 
haben, ist mir nicht schwergefallen.

„
Die Maßnahmen müssen immer VERHÄLTNISMÄßIG sein.
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ten mussten aufgrund von Corona schlie-
ßen. Welche Maßnahmen will die Bayeri-
sche Staatsregierung ergreifen?

Wir sind nicht nur medizinisch, son-
dern auch wirtschaftlich bisher sehr 
gut durch die Corona-Krise gekom-
men. Natürlich gibt es Bereiche, die 
von den Lockdown-Maßnahmen be-
sonders hart betroffen sind: Das sind 
zum einen der Einzelhandel, zum an-
deren die Gastronomie, aber auch der 
Bereich der Kunst und Kultur. Der 
Staat hat hier unterstützend einge-
griffen und wird es auch weiterhin 
tun. Gleichwohl beobachten wir, 
dass einige Geschäfte ihren Betrieb 
nicht mehr weiterführen können. 
Das liegt nicht nur an Corona: Der 
stationäre Einzelhandel steht gerade 
in den Innenstädten vor größeren 
Umbrüchen, der Online-Handel setzt 

ihm gewaltig zu. Und Einkaufszen
tren außerhalb der Stadtgrenzen – so-
zusagen auf der grünen Wiese – sind 
eine weitere große Konkurrenz. 

Aber zum bayerischen Lebensge-
fühl gehören auch lebendige Innen-
städte oder ein quirliger Dorfkern. 
Deswegen ist es die Aufgabe der 
Kommunen und auch des Freistaates, 
die entsprechenden Rahmenbedin-
gungen dafür zu schaffen. Wir unter-
stützen zum Beispiel den Einzelhan-
del bei der Umstellung auf Digitali-
sierung und fördern dessen Online-
Angebote. 

Aber auch Cafés und Restaurants 
beleben die Innenstädte, sie machen 
das Herz einer Stadt oder einer Ge-
meinde aus. Und nicht zu vergessen: 
Kunst und Kultur – ein Bereich, der 
unter der Pandemie sehr gelitten hat 
und der durch die Lockerungen der 

Zum Schluss ein Blick in die Zukunft: Der Staatskanzleichef ist überzeugt davon, dass Bayern seine 
Spitzenposition in der Luft- und Raumfahrttechnologie weiter ausbaut. 

Hören Sie auch hierzu die Gratu-
lationsvideobotschaft von Staats-
minister Dr. Florian Herrmann, 
MdL. Dazu bitte QR-Code mittels 
Tablet oder Smartphone und 
einer geeigneten App scannen.

vergangenen Monate wieder langsam 
in die Gänge kommt. 

Lassen Sie uns einen Blick in die Zukunft 
werfen. Wo steht der Freistaat Bayern im 
Jahre 2050?

Also heute haben wir 2021. Das 
heißt, es ist gar nicht mehr so lange 
hin – noch 29 Jahre und ich bin fast 
80! (lacht)

Dann werden wir uns alle wieder 
treffen und in einem Land leben, das 
mit Sicherheit die Klimaneutralität er-
reicht hat, das in der technischen Ent-
wicklung, die wir uns heute noch gar 
nicht vorstellen können, ganz weit 
vorne liegt und in dem es nach wie vor 
lebens- und liebenswert zugeht. Die 
jetzige Staatsregierung mit ihrem Mi-
nisterpräsidenten wird die Weichen-
stellungen so festlegen, dass dies ge-
nauso eintreten wird: damit wir nicht 
den Anschluss an die technologische 
Entwicklung verlieren, sondern wir 
mit dem Schub, der von unseren Uni-
versitäten ausgeht, und mit der High-
tech Agenda Bayern dazu beitragen, 
dass ganze Generationen von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern 
gerne in Bayern forschen werden. Wir 
werden unsere Klimaziele und die 
Energiewende erreicht haben. Und 
mit den Bergen und der Schönheit der 
Natur werden die Menschen immer 
noch gerne in Bayern leben. Für 2050 
bin ich ganz zuversichtlich, weil ich 
fest davon überzeugt bin, dass die po-

litischen Weichenstellungen, die wir 
jetzt treffen, die richtigen sind.

Stichwort „Bavaria One“: Fliegen wir 
dann vermehrt ins All?

Ich bin mir sicher, dass wir unsere 
Spitzenposition bei der Luft- und 
Raumfahrt verteidigen und ausge-
baut haben werden. Und wir werden 
die kommenden dreißig Jahre viele 
Satelliten nach oben schießen, um 
unser Leben komplett digital ausrich-
ten zu können. Dazu brauchen wir 
sehr viele Satelliten und sie werden 
viel kleiner sein, als das bisher der 
Fall ist. Deren Bestandteile und die 
notwendigen Trägerraketen werden 
aus Bayern stammen. Der Himmel 
wird weiß-blau leuchten. (lacht)

Vielen Dank, Herr Staatsminister, für die-
ses aufschlussreiche und offene Interview. 

Das Interview führten Susanne Hornber-
ger, Leiterin Kommunikation und Öffent-
lichkeitsarbeit der Hanns-Seidel-Stiftung, 
und Barbara Fürbeth, Referatsleiterin 
Publikationen, Hanns-Seidel-Stiftung, 
München. ///

„
Für 2050 bin ich ganz ZUVERSICHTLICH, weil ich davon 
überzeugt bin, dass die politischen Weichenstellungen, 
die wir jetzt treffen, die richtigen sind.
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Wie es begann …
Ab Dezember 1950 erscheinen die Politi-
schen Studien als „Schriftenreihe der 
Hochschule für Politische Wissenschaf-
ten München“ unter dem damaligen Titel 
„Politische Bildung“. Gegründet und he-

/// Mit dem Flaggschiff auf Erfolgskurs

rausgegeben hat sie der Münchner Verle-
ger Dr. Günter Olzog im Isar-Verlag.

Die Anfänge der monatlich erschei-
nenden Zeitschrift fallen inhaltlich wie 
von der Aufmachung her eher sparta-
nisch aus. Jedes Heft hat nur ein Thema 
und die Beiträge sind Vorträge und Vor-
lesungsmitschriften der Hochschule für 
Politische Wissenschaften, in deren 
Schriftenreihe die Publikation angesie-
delt ist. Bald schon gibt es aber eine  
attraktivere Aufmachung und auch in-
haltlich öffnet man sich dem politischen 
Leben, wenn auch nur aus theoretisch-
wissenschaftlicher Sicht. Dies spiegelt 
sich auch in der Auswahl der Autoren 

500 AUSGABEN POLITISCHE STUDIEN

MARKUS FERBER /// Die Politischen Studien gibt es seit Dezember 1950, mittlerweile 
im 72. Jahrgang. Seit 1972 wird die Zweimonatszeitschrift von der Hanns-Seidel- 
Stiftung herausgegeben, und die nun vorliegende 500. Ausgabe ist nicht nur ein 
Grund zum Feiern, sondern gibt auch Anlass, einen Blick auf die Entstehungs- und 
Entwicklungsgeschichte zu werfen.1

Die ERSTE Ausgabe erscheint 
unter dem Titel „Politische Bildung“ 
im Dezember 1950.

Eine der ersten Ausgaben der  
Politischen Studien, die damals noch unter 

dem Titel „Politische Bildung“ erschien.  
Die Aufmachung fällt noch spartanisch aus.
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wider, die vorwiegend aus dem wissen-
schaftlichen Bereich kommen.

Zunehmend versucht man, als 
Sprachrohr dem Auftrag nach Art. 21 
des Bonner Grundgesetzes zur politi-
schen Bildung nachzukommen, und der 
Verleger Günther Olzog sieht seine Zeit-
schrift da mittlerweile auch auf einem 
guten Weg. Chefredakteur wird Profes-
sor Franz Fendt, Rektor der Hochschule 
für Politische Wissenschaften. Ihm steht 
ein prominentes Herausgeberkollegium 
zur Seite. Drei Redakteure arbeiten für 
die Publikation.

In der Folgezeit werden das inhaltli-
che Spektrum erweitert sowie neue Ru-
briken und Formate eingeführt, um da-
mit einen Bezug zur aktuellen Politik 
herzustellen. So stehen nun Weltpolitik 
und wissenschaftliche Lehre nebenein-
ander, was sich auch bald in einem neu-
en Titel widerspiegelt: Ab April 1954, 
mit der Nummer 48, heißt die Schriften-
reihe Politische Studien, sie werden als 
Monatshefte geführt und monatlich ver-
öffentlicht. 

Die Aufbaujahre befördern das Inte-
resse an der Demokratie und in der Folge 
auch zunehmend den Wunsch der brei-
ten Öffentlichkeit nach publizistischer 
Hintergrundinformation dazu. Diesem 
Anspruch kann das Publikationsorgan 
zu diesem Zeitpunkt aber noch nicht 
entsprechen. Noch gelingt es nicht, sich 
von der Nähe zur Hochschule und  
damit verbunden der Wissenschaft zu 
lösen. Weiterhin werden überwiegend 
Beiträge wiedergegeben und die The-
men den Autoren nach gewählt. Die po-
litische Aktualität bleibt somit zumeist 
auf der Strecke. Dies ist allein schon den 
zeitlichen, aber auch den technischen 
und personellen Abläufen geschuldet. 
Es fehlen der Redaktion hier die Mög-
lichkeiten, weshalb sich die Macher auf 

das Prinzip der Bildungsvermittlung 
und zeitungebundener Informationen 
verlegen. 

Die ersten zehn Jahre sind gekenn-
zeichnet durch Suche. Die Suche nach 
einem guten Konzept, passenden Inhal-
ten, entsprechender Form und Aufma-
chung. Die Verantwortlichen ringen hart 
um jeden Punkt. Die Ansichten, wie eine 
zeitgeschichtliche Zeitschrift sowohl für 
die politikwissenschaftliche Fachwelt als 
auch die interessierte Öffentlichkeit ge-
staltet sein müsste, gingen hier zwischen 
Wissenschaft und Publizistik immer 
wieder auseinander. Häufige Verände-
rungen im Impressum zeugen davon. 
Nur Günter Olzog bleibt weiterhin so-
wohl Verleger als auch Autor. Er hat nun 
schon über Jahre hinweg eine erfolgrei-
che, regelmäßig erscheinende Publikati-
on entwickelt. Dennoch stellt er sich 
wieder und wieder die Frage, ob sie als 
Sprachrohr und als Plattform für den Di-
alog im vorliegenden Rahmen noch wei-
terhin optimal verankert ist. Er kommt 
zu dem Schluss, dass es eines größeren 
und institutionelleren Rahmens für die 
Politischen Studien bedarf, und findet 
diesen in der Hanns-Seidel-Stiftung.

Die Stiftung wird Herausgeber
1972 übernimmt die Hanns-Seidel-Stif-
tung die Herausgeberschaft der Politi-
schen Studien. Die Redaktion ist in der 
dortigen Akademie für Politik und Zeit-

geschehen angesiedelt, der damalige 
Akademieleiter Dr. Johannes Hampel 
wird zugleich deren Chefredakteur. Die 
Zeitschrift erscheint mittlerweile seit 
1962 im Zweimonatsrhythmus. 

Die neuen Herausgeber vermeiden 
abrupte Kurswechsel, nehmen aber doch 
einige Neuakzentuierungen vor. Sie defi-
nieren die Publikation als Forum für 
Problemanalysen und Lösungsansätze, 
Perspektiven und Konzeptionen sowie 
Dialog und Diskussion in Wissenschaft 
und Politik. Sie soll eine Informations-
quelle für jeden politisch interessierten 
Bürger sein. Dies entspricht auch dem 

Satzungsauftrag der Hanns-Seidel-Stif-
tung, nämlich die Förderung der demo-
kratischen und staatsbürgerlichen Bil-
dung auf christlicher Grundlage.

Konzept und Inhalt
Vor allem die Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen profitiert von dem Wech-
sel. Sie erhält mit der Zweimonatsschrift 
eine publizistische Plattform, um ihre 
Arbeit einem breiteren Kreis von Interes-
senten zugänglich zu machen, indem sie 
ihre wissenschaftlichen Tagungen und 
Seminare publizistisch verwertet. Wei-
terhin stehen die Vermittlung von quali-

In den Anfangsjahren steht noch 
der WISSENSCHAFTLICHE Duktus im 
Vordergrund.

Das Design verändert sich: Es wird bunter und die Raute als Logo kommt hinzu.
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fiziertem Hintergrundwissen und zei-
tungebundener Thematik im Vorder-
grund. Hier kann die Akademie aus dem 
reichen Fundus ihrer Arbeit schöpfen 
und viele ihrer Autoren für die Politi-
schen Studien akquirieren.

Ab Mitte der 1970er-Jahre weisen 
die periodischen Ausgaben eine Schwer-
punktbildung auf – es werden zuneh-
mend in den 1980er-Jahren auch Son-
derhefte und Sonderdrucke herausgege-
ben. Das Konzept hierzu sieht vor, dass 
ein Thema umfassend, gründlich und 
aus verschiedenen Blickwinkeln heraus 
abgehandelt wird. Ende der 1990er-Jah-

re kehrt man zu einem etwas einge-
grenzteren Schwerpunkthema, jetzt Fo-
kus genannt, zurück, der von einem so-
genannten „Omnibus-Teil“, in Form 
von Analysebeiträgen und einem Inter-
view, umrahmt wird.

Inhaltlich ist man mittlerweile von 
den eher theorielastigen Themen und 
Darstellungsformen zu den zeitrelevan-
ten und aktuellen Themen übergegan-
gen, deren pragmatische und politische 
Umsetzung nun im Vordergrund steht. 
Die weltpolitischen Entwicklungen so-
wie die Globalisierung mit all ihren Zu-
sammenhängen und Auswirkungen er-
fordern dies auch. Das Ergebnis dieser 
zielführenderen Redaktionspolitik ist in 
der Folge ein schärferes Profil der Politi-
schen Studien. 

Ein neues Kleid
Seit Ende der 1990er-Jahre gab es bereits 
Überlegungen und Bestrebungen, die Po-
litischen Studien einem optischen „Make 
Over“ zu unterziehen. Dass dies drin-
gend geboten war, zeigte auch eine Leser-
befragung, die im Zuge einer Evaluierung 
erfolgte. Hierbei wurde auch eine Ziel-
gruppendefinition des Leserkreises vor-
genommen, mit dem Ergebnis, dass dies 
der politisch interessierte Bürger ist.

Neben der inhaltlichen Ausrichtung 
auf diesen Leserkreis war somit auch ein 
Relaunch des Layouts geboten, welches 
2010 durchgeführt wurde. Mit der 
Nummer 435 erschienen Ende Januar 
2011 die Politischen Studien in einem 
völlig neuen Design. Zusammen mit ei-
ner Münchner Grafik-Agentur wurde 
ein neues Layout entwickelt, welches 
neben Farbe und mehr Bildern auch 
strukturierende und gestaltende Ele-
mente brachten und den Seiten sowie 
dem Heft insgesamt eine moderne und 
frische Darstellung verlieh. Den Lesern 
gefiel das „neue Kleid“ gut − die Reso-
nanz fiel positiv aus. 

Organisation
Ab 2016 kommt die Redaktion zu der 
neu geschaffenen Organisationseinheit 

„Kommunikation und Öffentlichkeits-
arbeit“, hier angesiedelt im Referat „Pu-
blikationen“. In der Redaktion sind ins-
gesamt vier Redakteurinnen in Teil- be-
ziehungsweise Vollzeit sowie eine Re-
daktionsassistentin beschäftigt.

Die Position des Chefredakteurs hat-
te bis Anfang 2019 der jeweilige Leiter 
der Akademie für Politik und Zeitge-
schehen inne. Dies waren:

•	 Dr. Johannes Hampel (1972-1985)
•	 Dr. Ludwig Watzal (1986)
•	 Dr. Peter Eisenmann (1986-1993)
•	� Dr. Wolfgang Hübner 
	 (1993-1996) und
•	� Prof. Dr. Reinhard Meier-Walser
	 (1996-Februar 2019)

In Zusammenarbeit mit einer auswärti-
gen Satzagentur und einer Druckerei 
werden jährlich sechs Nummernhefte 
der Zweimonatszeitschrift produziert. 
Die Auflage beträgt derzeit 6.500 Exem-
plare und es enthält einen Verteiler von 
ca. 3.400 Beziehern. Die Printausgabe 
ist auch digital auf der Homepage www.
hss.de downloadbar.

Seit dem Relaunch 2011 
•	� betreut die auswärtige Agentur 
	 Publishers Factory, die zur Trurnit-
	 Verlagsgruppe gehört, die Satzer-
	 stellung und 
•	� der Druck erfolgt derzeit bei der
	  Kern GmbH in Bexbach. 

Q
ue

lle
: H

SS
, B

ar
ba

ra
 F

ür
be

th

Ab 2011 erscheint die Zeitschrift nach einem  
Relaunch im neuen, frischen und stark veränderten 
Layout, was bei den Lesern gut ankommt. 

Mit der Stiftung als Herausgeber 
ÄNDERN sich Konzept und Inhalt.

Die Politischen Studien sind das 
FLAGGSCHIFF der Hanns-Seidel-Stiftung.
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Neuausrichtung
Mit der Wende Ende der 1980er-Jahre 
kam auch für die Politischen Studien ein 
thematischer Wandel, ein thematischer 
Umbruch. Der bis dahin bestimmende 
Ost-West-Konflikt wird nun abgelöst 
vom Prozess der Wiedervereinigung 
und den damit verbundenen Aspekten 
und Fragen. Im Laufe der Jahre nehmen 
darüber hinaus die gesellschaftspoliti-
schen Themen zunehmend Raum ein. 
Die Politischen Studien werden zum 
Magazin für Politik und Gesellschaft, 
neben der Akzentuierung verändern 
sich auch Intention und Adressaten-
kreis. Nicht mehr die theoretisch-wis-
senschaftliche Information steht im 
Vordergrund, sondern das aktuelle und 
diverse Wissensangebot als Hilfestel-
lung für den politisch interessierten Bür-
ger. Die Zeitschrift wird somit in Quali-
tät und Vielfalt attraktiver.

Die Politischen Studien kommen so 
weiterhin ihrem normativen Auftrag der 
demokratischen und staatsbürgerlichen 
Bildung nach. Mit Globalisierung und Di-
gitalisierung treten Entwicklungen und 
Veränderungen auf, denen sich auch eine 
politische Zeitschrift als Medium nicht 
entziehen kann. Mit einer zunehmend 
crossmedialen Arbeitsweise, die ab 2017 
unter dem damaligen Bereichsleiter der 

„Kommunikation und Öffentlichkeitsar-
beit“, Thomas Reiner, einsetzte und die 
seine Nachfolgerin Susanne Hornberger 
seit April 2021 weiter ausbaut, wird dem 
Rechnung getragen. Crossmedial bedeu-
tet eine verstärkte Zusammenarbeit und 
Verlinkung der Bereiche Print, Online 
und Social Media, nicht zuletzt auch zur 
Erweiterung der Zielgruppen. Die Politi-
schen Studien sind online präsent und 
setzen auch hier Impulse.

Für die Zukunft werden wir uns wei-
ter Gedanken über die Ausrichtung und 
eine entsprechende Neuaufstellung ma-
chen. Der Weg im 21. Jahrhundert eröff-
net viele Perspektiven, hält aber auch 
entsprechende Herausforderungen be-
reit. Auf diese damit verbundenen Um-
brüche in Politik und Gesellschaft müs-
sen wir auch im Bereich unserer Publika-
tionen laufend reagieren, thematisch wie 
gestalterisch. Dabei behalten wir unsere 
Leser immer fest im Blick und im Fokus. 
Ein ständiger Evaluierungsprozess be-
gleitet unsere Arbeit und bildet die 
Grundlage für fortlaufende Verbesse-
rung und Entwicklung.

Thematisch eröffnen wir 2022 mit 
dem Blick auf Europa. Aber auch weitere 
wichtige Themen wie Gesundheit und 
Pflege, innere Sicherheit sowie Lebens-
räume werden in den Politischen Studien 
in den Fokus genommen. Wir begleiten 
mit unserem Magazin weiter den Weg 
im 21. Jahrhundert.

Fazit
Die Zweimonatszeitschrift Politische 
Studien erfasst, mittlerweile bereits im 
72. Jahrgang, Strömungen und Bewe-
gungen der Zeitgeschichte und des Zeit-
geschehens, vermittelt Hintergrundwis-
sen, analysiert vielseitig und setzt Dis-
kussionsimpulse. In 500 Ausgaben ka-
men wir dieser Aufgabe gerne und er-

folgreich nach und widmen den Schwer-
punkt dieser Ausgabe diesem Jubiläum. 
Wir sind stolz auf unser „Flaggschiff“ 
und freuen uns auch über die Reihe von 
Gratulationen dazu, die wir im An-
schluss an diesen Beitrag präsentieren 
dürfen. Abschließend analysiert Peter 
Fahrenholz in seinem Artikel die Bedeu-
tung politischer Bildung und politischer 
Magazine wie die Politischen Studien in 
diesem Zusammenhang.

Aktuelle Themen, Hintergrundwis-
sen und sachgerechte Analyse, leserori-
entiert aufbereitet – das ist weiter das 
Bestreben der Herausgeber und der 
„Macher“ der Politischen Studien. In 
diesem Sinne: auf unser „Flaggschiff“ 
und die nächsten 500 Ausgaben.  ///

/// MARKUS FERBER, MDEP
ist Vorsitzender der Hanns-Seidel-Stiftung, 
e. V., München.

Anmerkung
1 �Der Beitrag fußt auf den Artikeln von Kiehl, Dieter 

und Meier-Walser, Reinhard C. in: 50 Jahre POLI-
TISCHE STUDIEN – Ein halbes Jahrhundert Zeit-
geschichte, Politische Studien, Jubiläumsausgabe, 
Dez. 1999/Jan. 2000, 50. Jahrgang, München.

Bereits Ende der 1980-Jahre erfolgte 
mit der Wende eine NEUAUSRICHTUNG 
der Zeitschrift bezüglich Themen, 
Intention und Leserkreis.
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/// Wir gratulieren …

JUBILÄUM POLITISCHE STUDIEN

Dies ist die 500. Ausgabe unserer Zweimonatszeitschrift Politische Studien. 
Seit Dezember 1950 im mittlerweile 72. Jahrgang erscheinen die Politischen 
Studien bereits und darauf sind wir stolz. Wir feiern dieses Jubiläum zu-
sammen mit unseren Lesern. Die Gratulationen und guten Wünsche einiger 
dürfen wir Ihnen hier im Anschluss vorstellen.
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/// Herzlichen Glückwunsch zur 500. Ausgabe der Politischen 
Studien der Hanns-Seidel-Stiftung! Seit mehr als 70 Jahren ist 
die Zeitschrift für Bildung und Zeitgeschehen ein wichtiges 
Forum für den wissenschaftlichen Diskurs, für politischen 
Meinungsaustausch und eine Informationsquelle für komple-
xe politische Zusammenhänge.

Dieser Erfolg ist Auftrag für die Zukunft: Demokratie 
braucht Meinungsvielfalt, seriöse Informationsquellen und in-
formierte Bürger. Gerade weil die Debatten in den Medien här-
ter geworden sind und Fake News zunehmen, ist politische 
Bildungsarbeit so wertvoll wie nie.

Mit den Politischen Studien leistet die Hanns-Seidel-Stif-
tung einen entscheidenden Beitrag zur politischen Stabilität in 
unserem Land. Dafür herzlichen Dank und viel Erfolg für die 
weitere Arbeit!  ///

/// Es ist ein besonderes Jubiläum, das wir mit den Politischen 
Studien der Hanns-Seidel-Stiftung dieses Jahr feiern dürfen. 
Ich freue mich, dass wir schon die 500. Ausgabe veröffentli-
chen können und danke allen Beteiligten ganz herzlich für 
ihre wichtige Arbeit. Die Politischen Studien untersuchen poli-
tische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Trends. Sie 
beraten Entscheidungsträger und tragen so seit 55 Jahren zu 
vorausschauendem politischem Handeln bei. 

Im Dienst von Demokratie, Frieden und Entwicklung ha-
ben wir gemeinsam das Ziel, die demokratische und staatsbür-
gerliche Bildung in Deutschland und in Bayern auf einer christ-
lichen Grundlage zu fördern. Die Stiftung leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur Entwicklung unserer Gesellschaft, denn 
eines ist klar: Demokratie braucht politische Bildung!

Ich bin stolz darauf, dass ich als Mitglied und stellvertreten-
de Vorsitzende die wertvolle Arbeit der Hanns-Seidel-Stiftung 
mit unterstützen und Schwerpunkte einbringen darf. Das ist 

mir als Altstipendiatin besonders 
wichtig!

Ich danke Ihnen allen für Ihre 
wertvolle Arbeit und freue mich auf 
viele weitere Ausgaben der Politi-
schen Studien!  ///

/// DR. MARKUS SÖDER, MDL
BAYERISCHER MINISTERPRÄSIDENT

/// KERSTIN SCHREYER, MDL
STAATSMINISTERIN FÜR 
WOHNEN, BAU UND VERKEHR, 
MÜNCHEN
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///  Zur 500. Ausgabe der „Politischen Studien“ gratulie-
re ich herzlich. Ein solches Jubiläum steht auch für 
ideelle Kontinuität und redaktionelle Ausdauer.

Es freut mich, dass auch dem Blickwinkel der 
Katholischen Soziallehre in den Debatten um zentrale 
Werte unserer Gesellschaft immer wieder Raum 
gegeben wird. „Orientierung durch Information und 
Dialog“ ist am ehesten dann möglich, wenn sich 
Pluralität abbilden und ein wirklicher Austausch 
befördert werden kann, der Meinungsbildung ermög-
licht, die für die Demokratie entscheidend ist.

Ich wünsche den Verantwortlichen weiterhin 
Gespür für die relevanten Themen, die die Würde des 
Menschen in den Mittelpunkt rücken. Für die Zukunft 
unseres Gemeinwesens ist das von außerordentlicher 
Bedeutung.  ///

/// REINHARD KARDINAL MARX,
ERZBISCHOF VON MÜNCHEN UND 
FREISING

/// Sich eine fundierte politische Meinung zu bilden, macht 
Mühe und kostet Zeit. Leichter ist − und so wird es oft 
genug praktiziert − ein schnelles Urteil zu fällen, ohne sich 
vorab gründlich zu informieren. Nur verhindert das den 
konstruktiven Diskurs in der Gesellschaft genauso, wie es 
die Demokratie insgesamt gefährdet. 

Die Politischen Studien, immer mit erheblichem Auf-
wand und sorgsam erstellt, erscheinen zum 500. Mal. Ex-
perten von Rang machen es möglich, historische und aktu-
elle Hintergründe zu begreifen, Entscheidungs- und Ent-
wicklungsprozesse zu verstehen 
und Politik zu beurteilen. Ein 
herzliches Dankeschön dafür!

Die Politischen Studien regen 
zu eigenständigem Denken und 
Entscheiden an. Etwas Besseres 
kann der Demokratie nicht pas-
sieren.  ///

/// SUSANNE BREIT-KEßLER,
STV. VORSITZENDE DER 
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG UND  
VORSITZENDE DES ETHIK-RATES, 
MÜNCHEN Q
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/// Die Zweimonatsschrift Politische Studien leistet als 
Medium für Politik und Wissenschaft einen substan-
ziellen Beitrag zum demokratischen Bildungsauftrag 
der Politischen Stiftungen, die Roman Herzog auch als 
„Schulen demokratischen Denkens und Handelns“ 
bezeichnete. In Anbetracht der zunehmenden Emotio-
nalisierung der Politik trägt dieses Periodikum im 
Besonderen dazu bei, dass in der politischen Auseinan-
dersetzung verflüchtigte Stimmungsbilder nicht die 
Oberhand über stichhaltige Sachargumente gewinnen. 

Stellvertretend für die Stipendiaten und Nachwuchs-
wissenschaftler der Hanns-Seidel-Stiftung ist es mir 
deshalb eine besondere Freude, den Politischen Studien 
im Rahmen der 500. Ausgabe die besten Glückwünsche 
zu übersenden.  ///

/// LISA-MARIE GELTINGER, M.A.
PROMOTIONSSTIPENDIATIN,
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN
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y /// Wer Demokratie verstehen, ihrer Wertorientierung 
genügen, Innovationen gestalten, Komplexität begrei-
fen, wichtige gesellschaftliche Entwicklungen erfahren 
und Vernunft im privaten wie öffentlichen Diskurs 
walten lassen will − den unterstützen die Politischen 
Studien. Nun schon 500 Mal. Und hoffentlich noch 
öfter.  ///

/// PROF. DR. DR. H.C. HEINRICH OBERREUTER,
PASSAU
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/// Digitalisierung in der Bildung ist ein Veränderungsprozess, 
der zu einem fundamentalen Wandel der Bildungssysteme 
führt. Diese gesamtgesellschaftliche Herausforderung 
anzunehmen und pragmatische Lösungen für diese Transfor-
mation aufzuzeigen, ist mein Schwerpunkt als Wissenschaft-
lerin und Unternehmerin. Die Grundlagen für diese Art zu 
arbeiten wurden während meiner Förderung durch die 
Hanns-Seidel-Stiftung gelegt und ebenso, dass Antworten auf 
komplexe Fragen interdisziplinär am besten gelöst werden. 
Meine tägliche Arbeit ist daher geprägt von der Kooperation 
zwischen Didaktikern und Informatikern. Gemeinsam 
widmen wir uns Fragen wie zum Beispiel: Kann Künstliche 
Intelligenz (KI) beim individuellen Lernen unterstützen? Wie 
sieht eine Software aus, die Lehrkräften bei der Unterrichts-
vorbereitung hilft? Was können Lehrerfortbildungen von 
sozialen Netzwerken lernen? Es braucht innovative Antworten 
auf diese Fragen, denn Bildung ist der Garant für den Zusam-
menhalt und die Weiterentwicklung unserer Gesellschaft. 

Impulse und Anregungen 
zu diesen und anderen 
Fragen finden sich auch in 
den Politischen Studien, der 
Zweimonatszeitschrift der 
Hanns-Seidel-Stiftung. Dies 
ist die 500. Ausgabe. 
Meinen herzlichen Glück-
wunsch dazu.  ///

/// PROF. DR. JULIA KNOPF,
LEITUNG FORSCHUNGS
INSTITUT BILDUNG DIGITAL, 
UNIVERSITÄT DES SAAR-
LANDES, SAARBRÜCKENQ
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Auswirkungen von Corona  
auf die Medienwelt

Als Anfang 2020 die Corona-Pandemie 
auch in Deutschland zu den ersten In-
fektionen führte und wenige Wochen 
später in den ersten Lockdown münde-
te, gab es zwei völlig gegenläufige Ten-
denzen. Auf der einen Seite entstand 
ein ungeheures Informationsbedürf-
nis, das von den Medien in Deutsch-
land mit einer gewaltigen Kraftan-
strengung bewältigt wurde. Die öffent-
lich rechtlichen Fernsehsender haben 
über viele Wochen hinweg mit tägli-

/// Warum seriöse Medien für den Zusammenhalt der Gesellschaft unverzichtbar sind

chen Sondersendungen über alle As-
pekte der Pandemie und die Maßnah-
men der Politik im Kampf gegen das 
Virus berichtet. 

ZWISCHEN FAKE NEWS UND HASS-
BOTSCHAFTEN

PETER FAHRENHOLZ /// Nicht erst seit der Corona-Pandemie wächst in 
den Sozialen Medien ein Paralleluniversum an unseriöser Information und 
Meinungsbildung an und gefährdet so zunehmend den Zusammenhalt der 
Gesellschaft. Umso wichtiger sind seriöse Medien, die faktenbasiert und 
unabhängig arbeiten.

Durch die Corona-Pandemie 
entstand ein großes INFORMATIONS-
BEDÜRFNIS der Bevölkerung dazu.
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Auch in den Printmedien war Coro-
na monatelang das beherrschende The-
ma. Die Berichterstattung wurde deut-
lich ausgebaut, die „Süddeutsche Zei-
tung“ etwa hat den Platz für die Wissen-
schaftsberichterstattung verdoppelt, in 
anderen Medien war es ähnlich. Es ex-
plodierte in der Zeit förmlich die noch 
relativ neue Spezies des Datenjournalis-
mus. In aufwendigen interaktiven Grafi-
ken wurden die Ergebnisse und Projek-
tionen der Wissenschaftler so aufberei-
tet, dass sie auch der Laie verstehen 
konnte. Die aktuellen Zahlen über das 
Infektionsgeschehen auf der ganzen 
Welt konnten jederzeit nachgelesen wer-
den. Von den Lesern wurden diese An-
strengungen auch honoriert. Bei der 
„Süddeutschen Zeitung“ stieg die Zahl 
der Digital-Abonnenten (der neuen 
wichtigen „Währung“ für viele Printme-

dien, deren gedruckte Auflage seit Jah-
ren zurückgeht) sprunghaft an. Über 
kein Thema wurde so ausführlich und 
detailliert berichtet wie über Corona 
und die Folgen. Im Grunde konnte je-
der, der mit einigermaßen offenen Au-
gen durch die Welt geht, über alle wich-
tigen Fakten im Zusammenhang mit 
dieser Seuche Bescheid wissen.

Eine Renaissance also der klassi-
schen Medien, die sich insbesondere seit 
der erbitterten Auseinandersetzung um 
die Flüchtlingspolitik immer wieder als 
„Lügenpresse“ schmähen lassen muss-
ten? Leider nicht ganz. Denn während 
auf der einen Seite alle Fakten zur Pan-
demie breit und transparent dargestellt 
wurden und auf enormes Leserinteresse 
stießen, entstand auf der anderen Seite 
eine Art Paralleluniversum, in dem 
Menschen unterwegs sind, die Erkennt-

nisse der Wissenschaft und die Bericht-
erstattung darüber zu Lügen erklären. 
Stattdessen werden seit Beginn der Pan-
demie abstruse Verschwörungstheori-
en, die aus trüben Quellen im Internet 
stammen, verbreitet und finden bei ei-
ner Minderheit Anklang. 

Wie groß diese Minderheit ist, ist 
schwer einzuschätzen. Aber zu den un-
erfreulichen Erkenntnissen vieler Men-
schen gehört, dass sie in ihrem persönli-
chen Umfeld immer wieder auf Freunde, 
Bekannte oder Arbeitskollegen stoßen, 
von denen sie nie gedacht hätten, dass 
sie Corona-Leugner oder Impfgegner 
sind. Die sogenannte Querdenker-Be-
wegung, die sich auf dieses Gebräu 
stützt, radikalisiert sich seither immer 
weiter. Trauriger Höhepunkt bis jetzt 
war der Mord an einem jungen Tank-
stellenmitarbeiter in Idar-Oberstein, der 
von einem Gegner der Corona-Maßnah-
men, die nach wie vor von einer breiten 
Mehrheit der Bevölkerung mitgetragen 
werden, erschossen wurde, nur, weil er 
den Kunden zum Tragen einer Maske 
aufforderte. 

Wer sich als Journalist mit der 
schleppenden Impfkampagne befasst 
und dafür plädiert, den Druck auf die 
Impfverweigerer zu erhöhen, wird mit 
kruden Mails überschüttet, aus denen 

nicht selten blanker Hass spricht. Nur 
in den seltensten Fällen gelingt es, in ei-
nen Dialog mit dem Absender zu treten, 
bei dem Argumente ausgetauscht wer-
den. Meist ist ein solcher Versuch völlig 
sinnlos.

Der Bundeswahlkampf  
und die Medien

Auch im zurückliegenden Bundestags-
wahlkampf war diese Zweiteilung zu 
beobachten. Es kursierte schnell die 
Lesart, dass es sich um einen besonders 
bösartigen Wahlkampf gehandelt hat. 
Doch davon konnte, was den eigentli-
chen Wahlkampf und die Berichterstat-
tung der Medien darüber anbelangt, 
keine Rede sein. Eher im Gegenteil. Die 
Spitzenkandidaten der Parteien gingen, 
von heftigeren Attacken, die in der End-
phase eines Wahlkampfes üblich sind, 
abgesehen, ausgesprochen respektvoll 
miteinander um. Da hat es in früheren 
Zeiten ganz andere Wahlkämpfe gege-
ben, in denen Schmähungen und per-
sönliche Verunglimpfungen des politi-
schen Gegners an der Tagesordnung 
waren. 

Auch die Berichterstattung in den 
Medien über den Wahlkampf und die 
politischen Positionen, die die einzelnen 
Parteien vertreten haben, war keines-
wegs einseitig oder unfair. Und es war 
auch nicht so, dass wichtige Themen in 
der Berichterstattung ausgeblendet wor-
den wären.

In der Welt der Sozialen Medien sah 
das ganz anders aus. Hier wimmelte es 
geradezu von Fake News, die von obs-
kuren Internetportalen in die Welt ge-
setzt wurden oder von Hassbotschaften, 
die sich via Twitter ausbreiteten. Nach 
einer Analyse der Organisation Hate-
Aid, die Opfer von Hass im Netz berät 
und notfalls vor Gericht unterstützt, gab 

In der digitalen Welt nehmen die Sozialen Medien auch Einfluss auf Information und 
Meinungsbildung der User.
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Es hat sich ein PARALLELUNIVERSUM 
von Querdenkern und Coronaleug-
nern entwickelt, welches sich 
vorwiegend im Internet informiert.
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es allein von Anfang August bis Anfang 
September gegen die Spitzenkandidaten 
von Union, SPD und Grünen insgesamt 
fast 40.000 Botschaften mit beleidigen-
dem oder verletzendem Inhalt, soge-
nannte „hate speech“. 

Auch gezielte Desinformationen hat-
ten Hochkonjunktur. So wurde etwa 
dem CSU-Vorsitzenden Markus Söder, 
wie der „Spiegel“ kürzlich berichtete, 
das frei erfundene Zitat zugeschrieben: 
„Eltern, die ihre Kinder ohne Impf-
schutz zur Schule schicken, sollten die 
Erziehungsberechtigung verlieren“. Der 
Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter 
hat angeblich ein Grillverbot nur für 
Deutsche gefordert, was ebenso eine 
Lüge war wie ein gefälschtes Zitat der 
SPD-Vorsitzenden Saskia Esken, wo-
nach es Zeit würde, dass die Deutschen 
Verzicht lernen. Markus Söder hat auf 
dem CSU-Parteitag kurz vor der Wahl 
die Hassbotschaften angesprochen, die 
ihn persönlich ständig erreichen.

In den Sozialen Medien sind inzwi-
schen Erregungs- und Empörungblasen 
entstanden, deren Teilnehmer sich 
selbst genügen und in denen kein Dis-
kurs mit Andersdenkenden mehr mög-
lich ist. Wer in irgendeiner Weise öffent-
lich exponiert ist, muss damit rechnen, 
via Twitter geschmäht, verhöhnt, belei-
digt oder bedroht zu werden – bis hin zu 
Morddrohungen. Vor allem Politiker 

sind das Ziel der Attacken und insofern 
war es kein Wunder, dass die Hasswelle 
im Wahlkampf besonders hoch war. 
„Gefährden Twitter und Co. die Demo-
kratie?“, fragte der „Spiegel“ wenige 
Tage vor der Wahl.

Dabei ist es meist nur ein sehr klei-
ner Teil von Aktivisten, der die Schmäh-
maschine am Laufen hält. Die Organi-
sation HateAid hat das am Beispiel des 
Wuppertaler SPD-Politiker Helge Lindh 
nachgewiesen, der seit Jahren Opfer von 
Attacken aus dem Netz ist und im Juli 
2021 nach der Hochwasserkatastrophe 
mehreren digitalen Angriffswellen aus 
dem rechten und rechtsextremen Spekt-
rum ausgesetzt war. Nach der Daten-
auswertung stammte die Hälfte der 
etwa 4.000 Tweets dieses Shitstorms 
von 283 besonders aktiven Accounts. 
Ohnehin wird die Breitenwirkung von 
Twitter gern überschätzt. Nach einer 
Onlinestudie von ARD und ZDF gibt es 
lediglich etwa 1,4 Millionen täglich ak-
tive Twitternutzer. Der Einfluss von 
Twitter auf den gesellschaftlichen und 
medialen Diskurs beruht also nicht 
etwa auf einer besonders großen Ge-
meinde von Nutzern oder gar einem re-
präsentativen Abbild der Gesellschaft, 
sondern kommt dadurch zustande, dass 
viele Botschaften von reichweitenstar-
ken Massenmedien aufgegriffen und da-
mit überhaupt erst einer breiteren Öf-
fentlichkeit bekannt werden.

Dafür sorgen starke Multiplikatoren – 
und zu denen gehören eben oft Politiker 
und die Medienschaffenden selbst. Was 
zählt, ist die schnelle Attacke oder Re-
aktion, denn was auf Twitter nicht 
schnell kommuniziert wird, wird nicht 
wahrgenommen Die oft hysterische Er-
regung verglüht in der Regel rasch. Auf 
der Strecke bleiben wichtige Fragen. 
Stimmen die Fakten überhaupt, auf de-

ren Basis man sich zu Wort meldet oder 
sind es bloße Behauptungen oder Ver-
mutungen? Muss man seine eigene Posi-
tion nicht nochmal in Ruhe überprüfen, 
ehe man damit an die Öffentlichkeit 
geht? „Ich habe den Eindruck, man haut 
alles raus, was einem im Moment ein-
fällt“, sagt der CSU-Ehrenvorsitzende 
Theo Waigel über das Verhalten vieler 
aktiven Kollegen aus der Politik. 

Was ist nötig?
Dabei gerät niemand ins mediale Ab-
seits, der sich in den Sozialen Medien 
zurückhält oder sogar ganz darauf ver-
zichtet. So wie der Grünen-Vorsitzende 
Robert Habeck, der trotz vieler Follower 
sowohl bei Facebook als auch bei Twitter 
Anfang 2019 aufgehört hat, nachdem er 
sich mit seinen Äußerungen dort mehr-
mals in die Nesseln gesetzt hatte. Ha-
beck vermisst seither nichts und braucht 
sich auch ohne diese Plattformen keiner-
lei Sorgen um seine Öffentlichkeitswir-
kung zu machen. Angela Merkel, daran 
hat der „Spiegel“ kürzlich noch einmal 
erinnert, hat sich gar nicht erst einen ei-
genen Account zugelegt, sondern über-
lässt das Getwittere ihrem Regierungs-
sprecher Steffen Seibert.

Über mehr Zurückhaltung müssten 
auch die Medien selber nachdenken. 
Die US-Journalistin Bari Weiss, die im 
Streit von der „New York Times“ ge-
schieden war, hat im Frühjahr 2021 in 
einem Interview mit der „Süddeutschen 
Zeitung“ dafür plädiert, dass die Medi-
en nicht jede Aufregung mitmachen und 
Journalisten deshalb Twitter verlassen 
sollten. Gewissermaßen, um selber erst 
gar nicht in Versuchung zu geraten. Da-
für gäbe es gute Gründe, aber dennoch 
ist der Vorschlag eine Illusion. Denn so 
wie es nicht möglich ist, Zahnpasta in 
die Tube zurückzudrücken, lassen sich 

die Diskussionen, die in den Sozialen 
Medien geführt werden, nicht einfach 
ignorieren. Viele gesellschaftliche De-
batten wären ohne sie nicht möglich, 
zumindest nicht in dieser Wucht und 
Breite. Man denke nur an die Me-Too-
Bewegung oder Fridays for Future. Aber 
nicht auf jede Debatte im Netz aufzu-
springen und sie dadurch erst so richtig 
anzufachen, das müsste schon möglich 
sein. Man kann einen Shitstorm auch 
einfach mal vorüberziehen lassen, denn 
erfahrungsgemäß legt er sich meist nach 
kurzer Zeit von allein.

Schon seit Längerem gibt es, vor al-
lem in den USA, Bemühungen, Face-
book und Co. straffere Zügel anzulegen, 
um die Hassbotschaften einzudämmen. 
Auf Einsicht und Selbstkontrolle sollte 
man dabei nicht allzu sehr hoffen. Das 
ist erst kürzlich durch die Enthüllungen 
einer Whistleblowerin deutlich gewor-
den, die bei Facebook ausgestiegen ist. 
Sie haben gezeigt, dass der Konzern ge-
nau weiß, welchen Schaden er in der Ge-
sellschaft anrichtet, aber nur sehr wenig 
dagegen unternimmt, um seine Profite 
nicht zu schmälern. 

Umso wichtiger ist es, die Vorausset-
zungen zu stärken, unter denen seriöse, 
faktenbasierte Berichterstattung mög-
lich ist. Die Corona-Pandemie hat ge-
zeigt, wie elementar eine solche ist, auch 
wenn man damit nicht alle erreicht. 

In den Sozialen Medien finden 
gezielt Desinformation und Hass-
attacken gegen ANDERSDENKENDE 
statt.

Die Medien selber sollten im Netz 
mehr ZURÜCKHALTUNG üben.
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Dazu gehört, dass sich Politik und Me-
dien ihrer gemeinsamen Verantwortung 
bewusst sind und alles unterlassen, was 
die Spaltung der Gesellschaft weiter ver-
tieft. Verschwörungstheoretikern aller 
Couleur muss man immer wieder Fak-
ten entgegensetzen. Fakten, die von der 
Wissenschaft geliefert werden, von un-
abhängigen NGOs und auch von den 
Studien, die in den Stiftungen der politi-
schen Parteien erarbeitet werden. „Seri-
öse Medien“, sagt der CSU-Ehrenvorsit-
zende Theo Waigel, „sind für die Demo-
kratie unverzichtbar“. In einer Zeit, in 
denen immer mehr Menschen bereit 
sind, abstrusen Verschwörungstheorien 
zu folgen, die von dubiosen Quellen im 
Netz verbreitet werden, sind sie vermut-
lich unverzichtbarer denn je.  ///

/// �PETER FAHRENHOLZ 
ist Leitender Redakteur Politik der Süddeut-
schen Zeitung, München

Offenes Rennen bis zum Ende
Die Wahlen zum 20. Deutschen Bun-
destag am 26. September 2021 werden 
in die Geschichtsbücher eingehen. Von 
Anfang an war klar, dass sie anders ab-
laufen würden als alle Bundestagswah-
len zuvor. Die amtierende Bundeskanzle-
rin trat nicht mehr zur Wiederwahl an – 
das hatte es in den letzten Jahrzehnten 
noch nie gegeben. Die Regierungspartei 
trat mit einem Spitzenkandidaten Ar-
min Laschet an, der erst kurz zuvor mit 
knapper Mehrheit zum Parteivorsitzen-
den gewählt worden war. Seine Kandi-

/// Die Bundestagswahl 2021

datur war innerhalb der Union keines-
falls unumstritten; im April 2021 war 
auch innerhalb der CDU die Unterstüt-
zung für den Bayerischen Ministerpräsi-
denten sehr groß gewesen. Dennoch 
war die Ausgangslage für CDU und 
CSU in den ersten Monaten des Wahl-
jahres gut. Die Bewältigung der Corona-
Pandemie und ihrer Folgen wurde in der 
Öffentlichkeit zu großen Teilen der Bun-
desregierung und dort der Union sowie 
in den Ländern vielen Ministerpräsiden-
ten, in Bayern vor allem Markus Söder 
und der CSU, zu Gute gehalten.

WECHSELSTIMMUNG UND 
DYNAMISCHE VOLATILITÄT

GERHARD HIRSCHER /// Nach der Bundestagswahl sind nur noch Dreier
bündnisse möglich. Ein Linksbündnis aus SPD, Grünen und Linken konnte 
verhindert werden. Sicher ist, dass FDP und Grüne die Regierung bilden  
werden. Die SPD, die in den Wochen vor der Wahl stark aufgeholt hat, hat 
gute Chancen, an der Spitze der Bundesregierung zu stehen. Wenn das  
der Union nicht gelingt, ist eine Neuausrichtung der CDU unausweichlich.

ANALYSE
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Es blieben viele Unsicherheiten. Die 
Corona-Pandemie ließ erwarten, dass 
die Bundestagswahl oder mindestens 
der größte Teil der Vorbereitung und des 
Wahlkampfes im Lockdown und 
Homeoffice durchgeführt werden müss-
te. Nach den Lockerungen ab Juli 2021 
war dieses Szenario nicht ganz so dra-
matisch zu erkennen. Aber die Unsi-
cherheiten erstreckten sich auf den ge-
samten politischen Raum und schienen 

immer neue Perspektiven zu eröffnen. 
Nachdem die Grünen im Frühjahr 2021 
ihre Spitzenkandidatin gekürt hatten, 
erreichten sie in den Umfragen neue 
Höchststände und es erschien kurzfris-
tig sogar möglich, dass sie die führende 
Partei in einer Regierungskoalition un-
ter der Bundeskanzlerin Annalena Baer-
bock stellen könnten. Doch diese Kons-
tellation wurde rasch unwahrscheinli-
cher, vor allem, nachdem die Kandida-
tenkür in der Öffentlichkeit nicht durch-
wegs als optimale Lösung gesehen wur-
de. Es wurden auch die Stimmen lauter, 
die für die Grünen konstatierten, dass 
Baerbocks Konkurrent Robert Habeck 
mehr Chancen haben würde. 

Doch die Union stand vor einer ähn-
lichen Situation. Auch bei CDU und 
CSU wurde (intern wie in der Öffent-

Die kleinen Koalitionspartner FDP und Grüne entscheiden, wer in Deutschland die nächste  
Regierung anführt (v. l.: Volker Wissing / FDP, Robert Habeck / Grüne, Annalena Baerbock / Grüne 
und Christian Lindner / FDP).
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lichkeit) immer wieder spekuliert, dass 
mit dem Spitzenkandidaten Markus 
Söder eine bessere Ausgangslage zu ver-
zeichnen wäre. Diese Parallelität zeigte 
sich in der Folge auch in der Kritik an 
diesen Spitzenkandidaten, denen einige 
(vermeintliche oder tatsächliche) Fehl-
tritte unterstellt wurden, was die Dis-
kussionen weiter anheizte.

Diese (vor allem demoskopisch un-
terfütterte) Schwäche mündete in den 
letzten Wochen vor der Wahl in eine bis-
lang ungekannte Dynamik. Der Spit-
zenkandidat der SPD, Finanzminister 
Olaf Scholz, wurde in den Umfragen 
immer populärer und zog seine Partei 
mit nach oben. Er war zwar schon im 
August 2020 von seiner Partei als Spit-
zenkandidat nominiert worden, was 
aber angesichts des damaligen Zustan-
des der SPD eher mit mitleidigem Lä-
cheln konstatiert wurde – schließlich 
war er bei der Wahl zum Vorsitzenden 
bei einer Abstimmung unter den Mit-
gliedern unterlegen. Aber kurz vor der 
Wahl war er der Kandidat, dem die 
meisten Wähler und auch die eigenen 
Parteianhänger am ehesten das Amt des 
Bundeskanzlers zutrauten. 

Doch die Kandidaten wie die Partei-
en gerieten mit sich näherndem Wahl-
termin in einen Strudel der Volatilität, 
der genaue Prognosen immer noch 
schwerer machten. Dazu trug auch die 
zu erwartende Steigerung der Briefwahl 
bei. Es war ein Rekordwert an Briefwäh-
lern von über 50 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen zu erwarten, ein Trend, 
der seit Jahren zu verzeichnen war und 
durch Corona noch deutlich verstärkt 
wurde. Ab Ende August konnten diese 
Stimmen abgeben werden – unklar war, 
welchen Verlauf dies auf den Wahl-
kampf und den Endspurt bedeuten wür-
de. Generell war nicht abzusehen, wie 

sich der über Monate fehlende direkte 
Kontakt der Politiker und Parteien mit 
den Bürgern auswirken würde und wel-
che Rolle umgekehrt die gesteigerte 
Kommunikation über die klassischen 
Medien wie online haben würde.

Sicher schien vor der Wahl nur, dass 
die neue Bundesregierung wieder von 
einer Koalitionsregierung gestellt wer-
den würde. Dabei hat sich die Anzahl 
möglicher Kombinationen in den letzten 
Jahren ohnehin erhöht. In den Ländern 
regieren mittlerweile sehr unterschiedli-
che Bündnisse. Ausgeschlossen ist die 
AfD und war auf Bundesebene bis vor 
kurzem auch die Linke, aber auch letzte-
re Gewissheit galt in dieser Situation 
möglicherweise nicht mehr. Vor dem 
Wahltermin schienen sowohl Koalitio-
nen unter Führung der Union als auch 
unter Führung der SPD möglich und 
diese hatte ein Bündnis unter Einschluss 
der Linken nicht ausgeschlossen.

Entwicklung der demoskopischen 
Lage: Wechselhafte Grundstimmung 

Seit der Bundestagswahl vom 24. Sep-
tember 2017 (CDU/CSU: 32,9 Prozent) 
blieben die Umfragewerte für die Union 
bundesweit bis Frühjahr 2018 etwa auf 
diesem Niveau. Im Lauf des Jahres 2018 
gingen sie deutlich zurück auf 25 Pro-
zent im Oktober (Infratest dimap). Bis 

Die Bundestagswahl im September 
2021 war AUßERGEWÖHNLICH.

Je näher der Wahltermin rückte, 
umso mehr VOLATILITÄT war fest-
zustellen.
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Frühjahr 2019 stiegen sie wieder an, 
blieben aber meistens unter 30 Prozent 
und erreichten nicht den Wert der Bun-
destagswahl 2017. Anschließen gingen 
sie wieder zurück und lagen im Bereich 
zwischen 25 Prozent und 28 Prozent 
(Infratest dimap). Angesichts der 
schwierigen Regierungsbildung (neue 
Koalition mit der SPD nach dem Schei-
tern der Koalitionsverhandlungen mit 
Grünen und FDP im Herbst 2017) wa-
ren diese Schwankungen normal – ein 
Rückgang bei Regierungsparteien in der 
Mitte der Legislaturperiode ist die Re-
gel. Die SPD, die 2017 auf 20,5 Prozent 
gekommen war, hatte relativ noch stär-
kere Rückgänge zu verzeichnen und 
sank bis auf einen demoskopischen 
Tiefstwert von 13 Prozent. 

Die Corona-Pandemie und ihre Fol-
gen sorgten bei CDU und CSU wieder 
für bessere Zahlen: Ab März 2020 war 
ein Anstieg auf Werte erst um 30 Pro-
zent und ab April 2020 deutlich darüber 
zu verzeichnen. Infratest dimap ermit-
telte im Mai 2020 39 Prozent und für 
den Rest des Jahres meistens Werte von 
35 Prozent und 36 Prozent. Ab Ende 
2020 gingen die Werte leicht zurück 
und fielen im März 2021 deutlich unter 
30 Prozent. Andere seriöse Institute ha-
ben ähnliche Ergebnisse publiziert. Be-
merkenswert ist, dass die SPD in dieser 
Zeit keine Verbesserung zu verzeichnen 
hatte; sie stagnierte zwischen 14 Prozent 
und 16 Prozent. Gleichzeitig lagen die 
Grünen seit Ende 2018 permanent über 
den Werten der SPD.

Die Kandidatensuche bei Union wie 
bei Grünen brachten eine neue Dynamik 
in die Entwicklung. Während die SPD 
ihren Spitzenkandidaten Olaf Scholz 
schon im August 2020 nominiert hatte 
(was sich bislang nicht positiv auf die 
Umfragewerte ausgewirkt hatte), stellten 

Union und Grüne im Frühjahr 2021 ihre 
Kanzlerkandidaten auf. Bei den Grünen 
setzte sich Annalena Baerbock gegen Ro-
bert Habeck durch, der in der Folge hö-
here Beliebtheitswerte verzeichnen 
konnte. In der Union wurde Armin La-
schet nominiert, der erst im Januar 2021 
in einer Online-Kampfabstimmung 
knapp den Kampf um den Vorsitz der 
CDU gewonnen hatte. Der CSU-Vorsit-
zende Markus Söder, der auch zur Verfü-
gung gestanden hatte, wurde (trotz gro-
ßer Unterstützung aus den Reihen der 
CDU) nicht nominiert. Auch seine Be-
liebtheitswerte lagen in der Folge über 
denen des Spitzenkandidaten.

Nach der Entscheidung um die 
Kanzlerkandidatur hatten sich die de-
moskopischen Werte für die Union wei-
ter verschlechtert und sanken auf 23 
Prozent, stiegen dann aber wieder auf 28 
Prozent an. Dies wäre immer noch ein 
Wert deutlich unter dem Resultat der 
letzten Bundestagswahl gewesen, bedeu-
tete aber einen Vorsprung gegenüber al-
len anderen Parteien. Die Grünen stie-
gen im Mai noch kurzfristig auf 26 Pro-
zent an, fielen dann aber kontinuierlich 
weiter zurück. Die SPD stagnierte auf 
niedrigem Niveau. Der stärkste Profiteur 
dieser Entwicklung war die FDP, die ab 
Frühjahr 2021 kontinuierlich über der 
10-Prozent-Marke abschnitt, während 

AfD und Linke stagnierten oder sogar 
Verluste zu verzeichnen hatten.

Im August entwickelte sich die Lage 
in einer bislang nicht gekannten Dyna-
mik. Die Union fiel weiter auf Rekord-
Tiefstwerte zurück und wurde von der 
SPD, die sich von 15 Prozent auf 25 Pro-
zent steigerte, überholt. Auch die Grü-
nen gingen zurück, die FDP blieb auf 
hohem Niveau, die AfD stagnierte über 
10 Prozent und die Linke wurde mit 6 
Prozent nur mehr knapp vor der 5-Pro-
zent-Hürde gemessen; der Anteil der 
„Sonstigen“ Parteien blieb bei 8 Prozent 
hoch. Aber nicht nur das: Olaf Scholz 
überholte Armin Laschet in der Popula-
rität und wenige Wochen vor der Wahl 
wurde mehrheitlich eine von der SPD ge-
führte neue Bundesregierung begrüßt, 
was schon sehr lange nicht mehr zu ver-
zeichnen war. Die grundsätzlich vorhan-
dene Wechselstimmung zu Ungunsten 
der Union nahm weiter zu. Gleichzeitig 
zeichneten sich auch in den Bundeslän-
dern deutlich verbesserte SPD-Werte in 
Umfragen ab, was für die ebenfalls am 
26. September stattfindenden Wahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
einen Wahlsieg der SPD erwarten ließ. 

Nach dem CSU-Parteitag am 10./11. 
September in Nürnberg, bei dem La-
schet mit großem Beifall bedacht wur-
de, stieg seitens CDU und CSU die 
Hoffnung auf eine Trendwende in den 
Umfragen, die sich aber bei den meisten 
Instituten bis zum Wahltag nicht deut-
lich abzeichnete. Wenige Tage vor der 
Wahl schien es angesichts der demosko-
pischen Lage aber am wahrscheinlichs-
ten, dass die Union vor dem Gang in die 
Opposition stünde. In jedem Fall schien 
eine Koalition aus drei Parteien unaus-
weichlich zu sein. Selbst ein Vorsprung 
von CDU und CSU vor der SPD wäre 
aber keine Garantie dafür gewesen, dass 

die Union wirklich eine neue Bundesre-
gierung anführen hätte können. Eine 
Koalition aus SPD, Grünen und FDP 
schien möglich. Sogar ein rot-rot-grünes 
Bündnis schien denkbar, weswegen 
CDU und CSU ihre letzten Wahlkampf-
aussagen stark darauf fokussierten 
(„Linksrutsch verhindern!“).

Das Wahlergebnis und die  
Konsequenzen: Dreierbündnis  
ohne Union möglich

Wie in allen Umfragen bis kurz vor der 
Wahl landete die SPD auch beim vorläu-
figen amtlichen Endergebnis mit 25,7 
Prozent (205 Mandate) vorne. CDU und 
CSU zusammen kamen auf 24,1 Prozent 
(197 Mandate), das bislang schlechteste 
Ergebnis bei Bundestagswahlen. An 
Zweitstimmen erhielt die Union 
11.178.298. Das war ein Verlust von 
4.139.046 Stimmen gegenüber 2017 und 
bedeutete einen Rückgang um über 27 
Prozent. An Erststimmen holte sie 
13.239.527, auch das ein Rückgang um 
etwa 27 Prozent. Potenzielle Koalitions-
partner sind zuerst die Grünen (14,8 
Prozent und 118 Mandate) sowie die 
FDP (11,5 Prozent und 92 Mandate), 
während die AfD (10,3 Prozent und 82 
Mandate) von vornherein ausgeschlos-
sen war. Die Linke kam nur auf 4,9 Pro-
zent (bekommt aber wegen der Grund-
mandateregel trotzdem 39 Mandate), 

Die NOMINIERUNG der Kanzlerkandi-
daten bei der Union und den Grünen 
erfolgte relativ spät.

Die letzten Wochen vor der Wahl 
war die demoskopische Lage sehr 
WECHSELHAFT.
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aber ein Bündnis mit ihr wäre aufgrund 
dieser Werte rein numerisch für SPD 
und Grüne nicht mehr möglich. Die 
sonstigen Parteien kamen auf 8,1 Pro-
zent, blieben aber ohne Mandate, wäh-
rend der Südschleswigsche Wählerver-
bund aufgrund einer Sonderregelung im 
Wahlrecht 1 Mandat erhielt. Die Wahl-
beteiligung lag bei 76,6 Prozent und da-
mit etwas höher als 2017. In Bayern lag 
sie sogar bei 79,8 Prozent.

Die CSU kam in Bayern auf 31,7 Pro-
zent (bundesweit 5,2 Prozent) − immer-
hin klar über den letzten Umfragen, die 
sie bei 28 Prozent gesehen hatten, aber 
das war auch in Bayern das bislang 
schlechteste Resultat bei Bundestags-
wahlen. Ein großer Erfolg ist der Ge-
winn von 45 der 46 bayerischen Direkt-
mandate. Auch da hatten manche Beob-
achter bis kurz vor der Wahl den Verlust 
mehrerer Sitze prognostiziert. So wurde 
wenige Wochen vor der Wahl über den 
Verlust fast sämtlicher Direktmandate 
in den Großstädten in Bayern speku-
liert. Die SPD kam auf 18,0 Prozent, die 
Grünen auf 14,1 Prozent, FDP auf 10,5 
Prozent, AfD auf 9 Prozent, die Linke 
auf 2,8 Prozent und die Sonstigen auf 
13,9 Prozent (darunter die Freien Wäh-
ler mit 7,5 Prozent). Ob die CSU der 
nächsten Bundesregierung angehört, 
wird sich in den nächsten Wochen zei-
gen. Sowohl ein Bündnis der SPD mit 
Grünen und FDP wäre möglich als auch 
eines aus Union und diesen beiden Par-
teien; ebenso eine Fortsetzung der Koa-
lition aus CDU, CSU und SPD. So oder 
so wird die CSU in einer neu sortierten 
Union eine wichtige Rolle einnehmen.

Für die SPD bedeutete dieses Ergeb-
nis einen relativen Erfolg. Sie erhielt 
zwar auch eines ihrer schlechtesten Re-
sultate bei Bundestagswahlen, aber an-
gesichts der lange bei 15 Prozent verhar-

renden Umfragewerte war ihr Anstieg in 
den Wochen vor der Wahl kaum zu er-
warten gewesen. Sie blieb damit vor der 
Union, die sich immerhin von demosko-
pischen Tiefstwerten von 19 Prozent bis 
zum Wahltermin deutlich verbessern 
konnte. FDP und AfD brachten die an-
gesichts der Umfragen erwartbaren Er-
gebnisse ein, während die Grünen zwar 
deutlich besser als 2017 abschnitten, 
aber angesichts von Umfragewerten, die 
sich lange Zeit bei 20 Prozent und darü-
ber bewegten, ihr Potenzial offensicht-
lich nicht ausschöpfen konnten. 

Die Linke verpasste sogar die 5-Pro-
zent-Marke und kam aufgrund dreier Di-
rektmandate nur wegen der Grundman-
dateregel wieder in Fraktionsstärke in 
den Bundestag. Damit war eine rot-rot-
grüne Regierung nicht mehr möglich. 
Dies war das Ziel der Schlusskampagne 
der Union gewesen („Linksrutsch verhin-
dern!“). Die Freien Wähler scheiterten 
bundesweit mit 2,4 Prozent klar an der 
5-Prozent-Hürde, holten aber in Bayern 
immerhin 7,5 Prozent. Vor allem in Bay-
ern, aber auch in anderen Teilen Deutsch-
lands dürfte dies teilweise zu Lasten von 
CDU und CSU gegangen sein.

Das Resultat für die Union weist 
eine ähnliche Struktur wie bei anderen 
Wahlen der letzten Jahre auf: Unter-
durchschnittlich schnitt sie bundesweit 
laut Infratest dimap bei Arbeitern ab  
(19 Prozent) und besonders bei Ange-
stellten (19 Prozent, dort mit starken 

Verlusten). Bei den Arbeitslosen holte 
sie 14 Prozent, bei den Rentnern über-
durchschnittliche 34 Prozent, was aber 
auch einen Verlust von 7 Prozentpunk-
ten gegenüber 2017 bedeutete. Lediglich 
bei Beamten und Selbständigen konnte 
ein etwas überdurchschnittliches Ergeb-
nis erzielt werden (laut FG Wahlen 28 
Prozent bzw. 29 Prozent). In den Alters-
gruppen kam sie laut Forschungsgruppe 
Wahlen bei den unter 30-Jährigen nur 
auf 11 Prozent (hinter Grüne, FDP und 
SPD), den 30-44-Jährigen auf 19 Pro-
zent, den 45-59-Jährigen auf 24 Prozent 
und bei den über 60-Jährigen auf 34 
Prozent. In keiner Altersgruppe war sie 
stärkste Partei, bei den älteren Wählern 
wurde sie noch von der SPD überholt. 

In den Bildungsgruppen hat sie laut 
FG Wahlen am stärksten bei den Wäh-
lern mit Hochschulreife sowie mit Studi-
um verloren. Dort kam sie noch auf 20 
Prozent bei einem Verlust von 10 bezie-
hungsweise 11 Prozentpunkten. Die Ver-
luste der Union gingen laut Infratest di-
map in alle Richtungen: Am meisten ver-
lor sie an die SPD mit 1,53 Millionen 
Stimmen. An die Grünen verlor sie 
920.000 Stimmen, 490.000 gingen an 
sonstige Parteien. An die FDP musste sie 
ebenfalls 490.000 Stimmen abgeben und 
50.000 Stimmen gingen an die Nicht-
wähler. Lediglich von der AfD konnte sie 
netto 80.000 Stimmen gewinnen, zusätz-
lich 20.000 von der Linken. Dies deutet 
auf eine breite Mobilisierungsschwäche 
hin, die sich nicht nur auf eine politische 
Richtung erstreckt. Hinzu kommt die 
Überalterung der Wählerschaft. Laut  
Infratest dimap verstarben 1.100.000 
Unionswähler von 2017, die nur durch 
den Gewinn von 210.000 Jungwählern 
ersetzt werden konnten. Es blieb also ein 
Nettoverlust von 890.000 Stimmen an 
den Generationenwechsel.

Die SPD musste zwar 260.000 Stim-
men an die Grünen und 120.000 Stim-
men an sonstige Parteien abgeben, ge-
wann aber dafür von allen anderen Par-
teien Stimmen hinzu. Außerdem war ihr 
Verlust an den Generationenwechsel mit 
380.000 nur halb so groß wie der bei der 
Union. Die AfD verlor auf breiter Front, 
konnte aber 90.000 Stimmen von der 
Linken abziehen. Die Liberalen profi-
tierten von Zugewinnen von der Union, 
aber auch von AfD und Die Linke. Die 
Linke verlor in alle Richtungen, wäh-
rend bei den Grünen Zuwächse aus al-
len Richtungen zu verzeichnen waren – 
neben den 930.000 Stimmen von der 
Union 480.000 von der Linken und 
260.000 von der SPD.

In allen Kompetenzbereichen muss-
te die Union Verluste verzeichnen (Inf-
ratest dimap): Kriminalitätsbekämp-
fung 35 Prozent (−15 Prozent), Wirt-
schaft 32 Prozent (−25 Prozent), Außen-
politik 32 Prozent (−17 Prozent), Ge-
sundheitspolitik 24 Prozent (−8 Pro-
zent), Asyl- und Flüchtlingspolitik 23 
Prozent (−15 Prozent), Steuerpolitik 21 
Prozent (−14 Prozent) und Altersversor-
gung 20 Prozent (−10 Prozent). Die SPD 
lag in den Bereichen Steuerpolitik, Al-
tersversorgung, Angemessene Löhne 
und soziale Gerechtigkeit deutlich vor 
der Union (dort 40 Prozent zu 15 Pro-
zent). Dies ist deswegen bedeutend, weil 
dieses Thema von allen Befragten als 
wichtigstes genannt wurde (28 Prozent). 

Das WAHLERGEBNIS schließt ein 
rot-rot-grünes Bündnis aus.

Die Union hat die WÄHLERRELEVANTEN 
Themen zu wenig bespielt.

ANALYSE
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Es folgten Umwelt/Klima mit 22 Pro-
zent, Wirtschaft/Arbeit mit 22 Prozent 
und Umgang mit Corona mit 7 Prozent. 

Offenbar wurden diese Themen in 
dieser Relevanz und Reihenfolge seitens 
der Union nicht adäquat berücksichtigt. 
Allerdings hatte schon eine GMS-Umfra-
ge der Hanns-Seidel-Stiftung vom Früh-
jahr 2021 festgestellt, dass dies neben 
Corona das wichtigste Themenfeld für 
die Befragten war: Dort nannten unter 
den für die Wahlentscheidung relevanten 
Themen 85 Prozent die erfolgreiche Be-
kämpfung der Corona-Pandemie, 84 
Prozent Maßnahmen zur Verbesserung 
der sozialen Gerechtigkeit und 80 Pro-
zent erfolgreiche Maßnahmen zum Wie-
dererstarken der deutschen Wirtschaft.

Wahrscheinlich wird nach dieser 
Bundestagswahl erstmals ein Regierungs-
bündnis aus drei Parteien gebildet. Eine 
rot-rot-grüne Regierung ist rechnerisch 
nicht möglich und dies war möglicher-
weise der größte Erfolg der Wahlkampag-
ne der Union, die am Ende des Wahl-
kampfes (auch in der Plakatierung) damit 
warb, einen „Linksrutsch“ zu verhindern. 
Eine erneute Koalition aus CDU, CSU 
und SPD wäre möglich, aber politisch 
kaum vorstellbar. Anders als 2017 bieten 
sich zwei realistische Möglichkeiten an: 
Eine Koalition mit den Partnern Grüne 
und FDP – angeführt entweder von SPD 
oder CDU und CSU. Angesichts des Vor-
sprungs der SPD dürfte eine von ihr ange-
führte Koalition zunächst im Mittelpunkt 
der Verhandlungen stehen, zumal diese 
auch in den Umfragen vor der Wahl die 
von den Wählern am stärksten präferierte 
Konstellation war.

Unabhängig vom Ausgang dieser Ver-
handlungen wird der Verlauf des Wahl-
kampfes und der Ausgang der Wahl noch 
lange für Diskussionen sorgen. Anders 
als bei vielen Bundestagswahlen in der 

Vergangenheit wurde diese Wahl nicht 
von einem Thema dominiert. Bis zuletzt 
standen mehrere Themen auf der Agen-
da, deren Relevanz sich immer wieder 
verschoben hat. Nach dem Rückgang der 
Bedeutung des Themas Migration nach 
der Bundestagswahl 2017 wurden im 
Laufe des Jahres 2019 die Themen Um-
welt und Klima immer bedeutender. Im 
Zuge der „Fridays-for-Future“-Demonst-
rationen stiegen die demoskopischen 
Werte für die Grünen stark an. Zu dieser 
Zeit hätte eine Bundestagswahl wohl zu 
einer schwarz-grünen Bundesregierung 
geführt, da die Grünen wegen der Schwä-
che der SPD mit dieser keine Machtpers-
pektive gehabt hätten. 

Hätte die Bundestagswahl Ende 
2020 oder Anfang 2021 stattgefunden, 
dann hätte die Union wegen ihrer Erfol-
ge in der Bundesregierung (und nicht 
zuletzt der Bayerischen Staatsregierung) 
bei der Bekämpfung der Corona-Pande-
mie zu dieser Zeit auch eine klassische 
bürgerliche Koalition mit der FDP ein-
gehen können; ein Bündnis mit den 
Grünen wäre ohnehin möglich gewe-
sen. Nach dem Ende des Corona-Lock-
downs brachten die Überschwemmun-
gen im Juli 2021 einen Anstieg der Be-
deutung der Klimathematik, ohne dass 
die anderen Themen aus der Agenda 
verschwunden wären. Schließlich be-
kam das Thema Soziale Gerechtigkeit 
immer mehr Momentum. 

Von dieser Pluralität der Themen 
profitierten zunächst eher die Oppositi-
onsparteien Grüne und FDP (vielleicht 
auch Kleinparteien wie die Freien Wäh-
ler), mit näher rückendem Wahltermin 
dann aber vor allem die SPD, die ihre 
Kompetenzwerte insbesondere in den 
Themenfeldern um die Soziale Gerech-
tigkeit verbessern konnten. Eine inhalt-
liche Themenführerschaft in den meis-
ten dieser relevanten Felder konnte die 
Union nicht mehr aufbauen.

Hinzu kommt die Frage nach dem 
Personal. Sowohl bei der Union wie bei 
den Grünen wurde kurze Zeit nach der 
Entscheidung für die jeweiligen Spitzen-
kandidaten im April 2021 deutlich, dass 
ihre jeweiligen Rivalen in den Umfragen 
besser abschnitten. Zwar sind solche Da-
ten hypothetisch, da nur die nominier-
ten Kandidaten auch als mögliche Kanz-
ler präsentiert wurden und daher stärker 
im Mittelpunkt harter Auseinanderset-
zungen mit der Konkurrenz stehen. 
Dennoch wirkte die starke Differenz in 
der Bewertung von Robert Habeck ge-
genüber Annalena Baerbock einerseits 
und Markus Söder gegenüber Armin La-
schet andererseits immer verstörender 
auf große Teile der Wählerschaft. Dies 
hatte zur Folge, dass kurz vor dem Wahl-
termin der SPD-Kandidat immer mehr 
aufholen konnte und insgesamt positiv 
bewertet wurde, während Baerbock und 
Laschet eher negativ beurteilt wurden. 
Damit hat Olaf Scholz wohl auch die 
Werte der SPD mit nach oben gezogen, 
die lange Zeit von den Demoskopen 
noch weit unter dem schlechten Resultat 
von 2017 bewertet worden war. Auch in 
den gleichzeitig stattfindenden Wahlen 
in Mecklenburg-Vorpommern und Ber-
lin hat die SPD davon profitiert.

Nicht nur bei den Grünen, sondern 
sicher auch bei CDU und CSU wird die 

inhaltliche und personelle Strategie für 
die Bundestagswahl intensiv diskutiert 
werden. Hätte ein anderer Spitzenkandi-
dat ein besseres Ergebnis erzielt? Hätte 
eine andere thematische Schwerpunkt-
setzung im Wahlkampf versucht werden 
sollen? Die Grünen können diese Dis-
kussion immerhin aus einer Position der 
Stärke herausführen. Sie haben zugelegt 
(wenn auch bei weitem nicht so viel wie 
erhofft) und können sich mit den Libera-
len einen Koalitionspartner aussuchen. 
Bei der Union könnte die Lage eintreten, 
dass diese Diskussion aus der Oppositi-
on heraus geführt werden muss. 

Aber der Blick zurück auf 1998 zeigt: 
Nach dem Ende der Ära Helmut Kohl 
und dem Gang in die Opposition folgte 
2002 die Kanzlerkandidatur Edmund 
Stoibers für die Union, die mit einem 
hervorragenden Ergebnis nur knapp 
scheiterte. Im Jahr darauf holte die CSU 
in Bayern bei der Landtagswahl einen 
historischen Sieg und eine Zwei-Drittel-
Mehrheit der Mandate. Vielleicht be-
deutet das Ende der Ära Merkel für die 
Union und vor allem für die CSU einen 
Schritt in eine neue Welt, die andere 
Chancen für die Zukunft eröffnet.  ///

/// DR. GERHARD HIRSCHER 
ist Leiter der Stabsstelle Grundlagen der 
Demokratie, Parteienentwicklung, 
Wahlforschung in der Hanns-Seidel-Stif-
tung, München. 

ANALYSE

Der Wahlkampf wurde von einer 
THEMENPLURALITÄT mit wechselnder 
Relevanz bestimmt.



ANALYSE

50	 POLITISCHE STUDIEN // 500/2021

Die Arbeitswelt von morgen
Die digitale Transformation hält Einzug 
in die meisten Unternehmen und Bran-
chen. In Zeiten des Wandels liest man 
dabei häufig von der sogenannten VU-
CA-Welt. VUCA steht dabei für Volatili-
ty, Uncertainty, Complexity and Ambi-
guity. Reflektiert man die eigene Unter-

/// Der Weg in die Zukunft der Arbeit

nehmenssituation, fällt schnell auf, dass 
offenbar jedes Unternehmen vor diesen 
Herausforderungen steht. Doch was 
kann man tun? Um sich auf die Zukunft 
vorzubereiten und die Mitarbeiter in die 
Arbeitswelt von morgen mitnehmen, 
gilt es, die Angst vor diesen Worten ab-
zubauen und die Chancen hinter der 
VUCA Welt zu erkennen.

In einer Welt, die durch den Wandel 
enorm beschleunigt und in vielen Teilen 
ungewiss ist, müssen sich Führungskräf-
te mit der neuen Realität abfinden bezie-
hungsweise diese gestalten. Sie können 
die Zukunft für die nächsten zehn Jahre 
nicht mehr vorhersagen. Strategien und 
Prozesse müssen daher flexibel und dy-

ARBEITSWELT 4.0

ALEXANDER PINKER /// Durch Corona wurde die Arbeitswelt in die Zukunft kata­
pultiert. Unternehmen mussten neue Konzepte für Telearbeit und Kollaboration erar­
beiten und dazu braucht es ein Umdenken und eine Offenheit für die Arbeitswelt 4.0. 
Dieser Artikel soll motivieren, neue Wege zu gehen – durch neue Modelle,  
Gamification und Kommunikation.

Die digitale Transformation  
verändert auch die Arbeitswelt.
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Die digitale Transformation erfordert 
ein UMDENKEN in der Arbeitswelt.
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namisch werden, damit sich das Unter-
nehmen langfristig auf dem Markt be-
haupten kann. Ziel einer guten, innovati-
ven Führungskraft muss es daher sein, 
die kontinuierliche Innovation zu suchen 
und gleichzeitig die VUCA-Welt als 
Chance für ihr Unternehmen und ihre 
Mitarbeiter aufzufassen. Sie müssen, ge-
meinsam mit ihren Mitarbeitern Verän-
derungen initiieren und vorantreiben. 

Gerade seit der Pandemie wurde der 
Fokus auf die Arbeitswelt von morgen 
noch stärker. Selten waren neue und digi-
tale Skills gefragter. Selten mussten sich 
Unternehmen einer wahren Disruption 
stellen, keiner menschengemachten, son-
dern einer situationsgegebenen Verände-
rung. Doch der verzweifelte Versuch, den 

vorherigen Status quo aufrechtzuerhal-
ten, ist der falsche Ansatz. Vielmehr soll-
ten wir die aktuelle Situation als Mög-
lichkeit begreifen, uns neu zu erfinden.

Zum ersten Mal seit Aufkommen 
der virtuellen Teams und des digitalen 
Arbeitens sind die Tools zur digitalen 
Zusammenarbeit nicht nur ein Nice-to-
Have, sondern werden ein zentrales Ins-
trument, um effektiv arbeiten zu kön-
nen. Was die Mitarbeiter und Teams 
gerade über das Remote-Arbeiten ler-
nen, erweitert ihren Horizont und er-
möglicht ihnen, auch in der Zeit nach 
der Corona-Krise, effizient und produk-
tiv zu arbeiten. Unternehmer dürfen nur 
nicht den Fehler machen, das Gelernte 
zu vergessen. Sie müssen es vielmehr im 

Alltag leben und anwenden, damit die 
Mitarbeiter auch weiter die neuen Werk-
zeuge nutzen und ihr Wissen kontinu-
ierlich erweitern. Führungskräfte müs-
sen also die Leute motivieren, offen auf-
einander zuzugehen und weiter kollabo-
rativ und transparent zu arbeiten. Das 
ist keine leichte Aufgabe, doch der Weg 
hin zu hybriden Arbeitsmodellen und 
neuen Möglichkeiten ist eine Chance, 
die man sich als Unternehmer und als 
Arbeitgeber nicht entgehen lassen darf.

Management zwischen Home-
Office und Büro

Mitten in der Veränderung unseres Un-
ternehmensalltags und Managements 
tobt eine Diskussion über den Arbeits-
platz der Zukunft. Während die einen 
sich das Büro zurück ersehnen, sehen 
andere das Home-Office als Grundvor-
aussetzung für einen Arbeitsplatz. Doch 
die Wahrheit liegt, wie so häufig, in der 
Mitte. Hybride Arbeitsmodelle sind eine 
Chance für die Arbeitswelt der Zukunft. 
Dies erfordert jedoch nicht nur eine ent-
sprechende Organisationsstruktur, son-
dern auch ein flexibles Management 
und selbständige Mitarbeiter.

Seit COVID-19 hat sich die Art, wie 
wir arbeiten, verändert. Von Home-Of-
fice über die zunehmende Bedeutung der 
Automatisierung kann man hier einige 
Faktoren aufzählen, die aus dem Nichts 
auf die Arbeitnehmer zukamen. Doch 

dieser Wandel wird, so eine aktuelle Stu-
die von McKinsey, langfristig die Art, 
wie wir arbeiten, verändern.1 Die von der 
Unternehmensberatung durchgeführte 
Umfrage mit 800 Führungskräften aus 
verschiedenen Nationen zeigt, dass sich 
durch die Pandemie viele Arbeitsplatz-
Trends beschleunigt haben und nun 
langfristig Einzug in die Büros und Fa
briken halten werden. Besonders die vir-
tuelle Zusammenarbeit im Home-Office 
war hier ein zentrales Thema. Auch wenn 
Remote Work schon vor COVID-19 ein 
Thema war, hat es in den letzten Mona-
ten eine ganz andere Bedeutung bekom-
men. 10 Millionen Mitarbeiter wurden 
während Corona mit Laptops und ande-
ren digitalen Werkzeugen ausgestattet 
und in die eigenen vier Wände geschickt, 
um ihrem Arbeitsalltag nachzugehen. 
Eine anfängliche Herausforderung mit 
viel Potenzial. So sehen es auch die be-
fragten Führungskräfte, die das virtuelle 
Arbeiten als festen Bestandteil der Ar-
beitswelt 4.0 sehen. Sie erwarten, dass 
ein Zehntel ihrer Mitarbeiter auch künf-
tig zwei oder mehr Tage pro Woche im 
Home-Office arbeiten wird.

Um jedoch die optimale Harmonie 
zwischen analoger Arbeit und virtuel-
len Kollegen zu nutzen, braucht es ein 
Verständnis der beiden Arbeitsformen. 
In einem analogen Team werden 
schneller soziale Kontakte geknüpft 
und man ist kooperativer und kollabo-
rativer. Durch die Arbeit vor Ort kann 
es zum effizienten Austausch und zur 
besseren Kommunikation kommen. 
Auch das gemeinsame Lösen von Prob-
lemen steht hier im Vordergrund, da 
man einfacher um Hilfe bitten kann. 
Doch wieso dann überhaupt mit virtu-
ellen Teams anfangen? Sie sind die Ant-
wort auf die Anforderung an Unterneh-
men, sich in der VUCA-Welt zu be-

Abbildung 1: Die vier Bausteine der VUCA-Welt

Quelle: Alexander Pinker, angelehnt an Transformations-Magazin.

HYBRIDE Arbeitsmodelle bieten 
neue Möglichkeiten und Chancen.
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haupten. Ein virtuelles Team ist eine 
Gruppe von Menschen, die zusammen-
arbeiten, um ein gemeinsames Ziel zu 
erreichen, indem sie voneinander ab-
hängige Aufgaben über zeitliche und 
örtliche Grenzen hinweg durchführen. 
So kann man mit Experten aus aller 
Welt zusammenarbeiten und internati-
onale Fachkräfte in die Firma bringen. 
Virtuelle Teams bringen Geschwindig-
keit und Diversifikation in die Unter-
nehmen und in Kooperation mit den 
Teams vor Ort können virtuelle Teams 
einzigartige Ergebnisse liefern.2

Um das Optimum aus beiden Wel-
ten mitzunehmen, müssen Unterneh-
mer jedoch aktiv werden. Es braucht 
klare Strukturen und Ziele, damit jeder 
im Team versteht, warum die Gruppe 
überhaupt zusammenarbeitet und wel-
che Prozesse dafür notwendig sind. Die 
Bedeutung der Arbeit muss hervorgeho-
ben werden. Es muss sowohl den Kolle-
gen im Büro als auch denen im Home-
Office klarwerden, dass ihre Arbeit auch 
persönlich wichtig ist. Studien zufolge 
hat dies positive Auswirkungen auf die 
Mitarbeiter, das Unternehmen und die 
Kunden. Manager müssen den Mehr-
wert und die Vision des gemeinsamen 
Projekts sowohl analogen als auch virtu-
ellen Teammitgliedern zeigen und ihnen 
verdeutlichen, wann es Sinn macht, ge-
meinsam vor Ort zu sein und wann Ar-

beiten im Home-Office einen Mehrwert 
bringt. Beispiele aus einigen der erfolg-
reichsten Unternehmen unserer Zeit zei-
gen, wie man diese hybriden Arbeitsmo-
delle angehen kann.

Salesforce
Salesforce ist seit vielen Jahren ein 
Name, der in einem Atemzug mit den 
großen Tech-Giganten unserer Zeit ge-
nannt wird. Sie haben schon früh das 
Cloud-Computing und die Geschäfts-
anwendungen in Unternehmen geprägt 
und geholfen, die Digitalisierung voran-
zutreiben. Nun widmen sie sich einer 
neuen Art des Arbeitens, geprägt von 
der Corona-Pandemie. In einem aktuel-
len Blogartikel veröffentlicht die Cloud-
Computing Firma, dass der 9-to-5- 
Arbeitstag tot sei und die Mitarbeiter 
nun die Wahl haben, ihre Arbeit indivi-
duell zu gestalten. Speziell können sie 
aus drei Möglichkeiten wählen, wenn 
COVID-19 seinen festen Griff etwas ge-
lockert hat. Sie können entscheiden, ob 
überhaupt, wie oft und wann sie ins 
Büro zurückkehren.3

Außerdem bekommen die Sales-
force-Mitarbeiter in Zukunft mehr Frei-
heiten, was die Gestaltung ihres Ar-
beitstages angeht, um Agilität und Krea-
tivität zu fördern. Diese neue Arbeits-
kultur spiegelt sich auch in vielen ande-
ren Meldungen aus aller Welt wider, die 
nach Jahren des Arbeitens im Büro nun 
bereit sind, neue Wege zu gehen und die 
Mitarbeitererfahrung in den Vorder-
grund zu stellen. Die neue Strategie von 
Salesforce wurde gemeinsam mit den 
Mitarbeitern entwickelt und soll ihnen 
die Werkzeuge an die Hand geben, ih-
ren Arbeitstag selbständig und individu-
ell zu gestalten, damit sie möglichst pro-
duktiv und zufrieden in den Berufsalltag 
starten können.

Google
Nachdem im April 2021 die ersten Mit-
arbeiter teilweise zurück in die Büros 
zogen, hat der Tech-Gigant nun offiziell 
ihre zukünftige Arbeitsweise bekannt-
gegeben. CEO Sundar Pichai sagte da-
bei, dass das Unternehmen in Zukunft 
eine hybride Arbeitswoche einführen 
möchte.4 Nach ersten Pilotprojekten 
werden in Zukunft die meisten Mitar-
beiter ungefähr drei Tage die Woche au-
ßerhalb des Büros arbeiten und die an-
deren zwei Tage „dort, wo sie am besten 
arbeiten“, sein. Ob dies nun die schicken 
Büros von Google sind oder nicht, bleibt 
hierbei offen. Es hängt, so das Unter-
nehmen, sehr stark vom aktuellen Pro-
jektschwerpunkt der Mitarbeiter ab und 
soll ihnen möglichst hohe Flexibilität 
ermöglichen. Die Angestellten können 
sich nun auch, wenn sie das möchten, 
zur Arbeit in einem anderen Büro und 
Standort des Konzerns bewerben.

Die Bedürfnisse des Teams und die 
möglichst hohe Dynamik stehen dabei 
im Fokus der Überlegungen. Pichai 
schätzt, dass mit den vorgestellten Än-
derungen etwa 60 % der Belegschaft we-
nigstens an einigen Tagen im Büro ar-
beiten werden. Diese Entwicklungen 
zeigen, wie man mit der Arbeitswelt 4.0 
und der Zukunft der Arbeit umgehen 
kann. Gleichzeit erfordert ein solches 
Vorgehen ein völlig neues Skillset bei 
den Mitarbeitern, welches erst gestaltet 
werden muss.

Kompetenzen für die Zukunft
Die Arbeitswelt von morgen wird eine 
andere sein. Um in dem beschriebenen 
neuen beruflichen Umfeld bestehen zu 
können, braucht es neue Fähigkeiten. 
Nicht alle Mitarbeiter müssen dafür IT-
Spezialisten werden. Doch mit der zu-
nehmenden Automatisierung wird eines 
immer deutlicher. Der Mensch muss 
sich auf bestimmte Fähigkeiten fokus-
sieren, um nicht von der Maschine über-
holt zu werden. Die University of 
Phoenix hat für diese neue Arbeitswelt 
die wichtigsten Fähigkeiten zusammen-
getragen und diese fünf Bereiche beson-
ders hervorgehoben:5

Kritische Reflexion
Auch wenn man sagt, dass Maschinen 
viele standardisierte Prozesse überneh-
men und kollaborativ mit den Men-
schen zusammenarbeiten werden, gibt 
es noch immer Aufgaben, die dem Men-
schen überlassen sind. Besonders das 
kritische Denken gehört hier dazu. 
Während die Künstliche Intelligenz und 
Robotik standardisierte Prozesse prob-
lemlos übernehmen, muss der Mensch 
den Sinn hinter den Prozessen erkennen 
und erarbeiten. Aufgabe des Menschen 
in der Berufswelt der Zukunft ist es da-
her, Dingen tiefere Bedeutung oder 
Wichtigkeit beimessen zu können und 
so Prioritäten zu definieren.

Soziale Intelligenz
Roboter sind immer einsatzbereit, wer-
den nie müde und sind stets motiviert, 
doch besitzen sie eine relevante Fähig-
keit der Arbeitswelt nicht: soziale Intelli-
genz. Die Beurteilung von Gefühlen, 
Befindlichkeiten und Stimmungen des 
Gegenübers und eine angemessene Re-
aktion darauf sind auch in den nächsten 
10 bis 15 Jahren eine Kernfähigkeit des 

Eine KOOPERATION von Teams vor Ort 
und virtuellen Teams ist optimal.

GOOGLE führt die hybride Arbeits-
woche mit freier Standortwahl ein.
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Menschen. Um wirklich neue Ge-
schäftsbeziehungen aufzubauen und 
kollaborativ miteinander zu arbeiten, 
braucht es eine Vertrauenskultur. Diese 
Aufgabe wird in Zeiten der Automatisie-
rung immer wichtiger und ist ein zentra-
ler Treiber für den Wandel.

Adaptives Denken
Auch wenn es oft so wirkt, als seien Ma-
schinen kreativ, ist es nur eine Abfolge 
logischer Entscheidungen. Doch in ge-
wissen Situationen braucht es Flexibili-
tät und Kreativität. Die Fähigkeit, auf 
unerwartete Situationen zu reagieren, 
wird auch in Zukunft in den Händen 
des Menschen liegen. Wenn es also um 
Lösungen und Antworten abseits von 
routinemäßigen und regelbasierten Um-
ständen geht, kommt der Mensch zum 
Tragen und das in allen Bereichen, vom 
Management bis zur Logistik.

Daten-Kompetenz
Täglich produzieren wir eine Unmenge 
an Daten. Mit dem Internet der Dinge 
und der Künstlichen Intelligenz vor der 
Tür steigt die Bedeutung von Daten ex-
ponenziell. Um sich in diesem Meer an 
Informationen nicht zu verlieren und 
den Anforderungen gerecht zu werden, 
muss man die Kompetenz besitzen, 
sinnvolle Informationen zu extrahieren. 
Data Scientists und Data Analysts wer-
den in der Arbeitswelt der Zukunft im-
mer mehr gebraucht und jeder Mitarbei-

ter sollte grundsätzliche Daten-Kompe-
tenzen entwickeln.

Interdisziplinarität
Die wohl wichtigste Fähigkeit für die 
Zukunft ist ein interdisziplinäres Arbei-
ten. Die Aufgabenstellungen der Zu-
kunft werden vielseitig und bereichs-
übergreifend sein. Es reicht nicht mehr, 
die Mitarbeiter und Fachkräfte in Gene-
ralisten und Spezialisten zu unterteilen. 
In Zukunft müssen die Mitarbeiter viel-
seitig aufgestellt sein. Wir Menschen 
sind zu diesen beschriebenen Fähigkei-
ten von Natur aus fähig. Wenn wir die 
Technologie daher langfristig als Werk-
zeuge betrachten und nicht als Konkur-
renz und durch gezielte Reflektion neue 
Möglichkeiten suchen, unser Arbeiten 
effizienter und effektiver zu gestalten, 
können wir die Zukunft aktiv formen. 
Doch dafür braucht es eine Bereitschaft 
zum lebenslangen Lernen.

Lebenslanges Lernen und Learning 
Journeys 

Das Lernen in der alltäglichen Berufs-
praxis und im Alltag reicht heute längst 
nicht mehr aus, um den neuen Aufgaben 
im Beruf gerecht zu werden. Man muss 
neue Wege gehen, um sich mit Automa-
tisierung, Transformation und smarten 
Logistikprozessen zu beschäftigen. Tut 
man es nicht, wird man schnell abge-
hängt. Es braucht ein „lebenslanges Ler-
nen“. Das lebenslange Lernen hat in den 
letzten Jahrzehnten immer mehr Auf-
merksamkeit erhalten und wurde be-
sonders durch die Europäische Kom-
mission gefördert. Um auch in Zukunft 
als Land, Unternehmen und Individu-
um aktiv die Zukunft mitzugestalten 
und um fehlende Qualifizierungen zu 
minimieren, haben es sich viele Unter-
nehmen zur Aufgabe gemacht, ihren 

Mitarbeitern den Weg in eine zukunfts-
orientierte Arbeitswelt zu ebnen.

Damit diese Art des Lernens nicht 
nur Früchte trägt, sondern auch Spaß 
macht, braucht es in den Unternehmen 
einen Fokus auf die Art der Weiterbil-
dung. Heute spricht man in der unter-
nehmensinternen Bildung vom „Lear-
ning Experience Design“ (LXD). Das 
Konzept verbindet die unternehmensin-
ternen Inhalte mit modernen analogen 
und digitalen Methoden, die dazu bei-
tragen, die Lernenden individuell und 
maßgeschneidert anzusprechen. Wich-
tig ist dabei: In einer modernen Lern-
kultur verschmelzen Lernen und Arbei-
ten. In der zeitgemäßen Mitarbeiterbil-
dung versuchen Unternehmen, die ent-
worfene Lernerfahrung so nah wie mög-
lich an den Arbeitsplatz zu bringen. 
LXD folgt dabei folgenden Prinzipien:

•	� Es ist ein ganzheitlicher, interdiszipli-
närer Ansatz.

•	� Die Lernerfahrungen sind darauf 
ausgelegt zu unterhalten, zu motivie-
ren und praxisnah zu sein.

•	� Der Fokus liegt sowohl auf Content 
als auch auf der Nutzererfahrung.

•	� Erfahrungslernen ist das Herzstück 
der Weiterbildung.

•	� Es wird ein mitarbeiterzentrierter 
Ansatz verfolgt.6

Das Learning Experience Design be-
rücksichtigt die Realitäten der Lernen-
den, einschließlich der Umgebung, in 
der sie lernen, und nutzt die passenden 
Kommunikationsinstrumente, Gamifi-
cation-Methoden (Einsatz spieltypischer 
Elemente in einem spielfremden Kon-
text) und Technologien zur Vermittlung. 
Zum Einsatz dieser Instrumente müssen 

Abbildung 2: Modernes Lernen im 
Vergleich zum klassischen Prinzip

Quelle: Alexander Pinker, angelehnt an LearningExperienceDesign.

Jeder Mitarbeiter braucht zukünftig 
DATEN-KOMPETENZ.
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alle Elemente optimal kombiniert wer-
den und an die individuellen Anforde-
rungen des Lernenden angepasst sein. 
Unternehmen müssen aber auch an die 
Motivation der Mitarbeiter denken. Sei 
es das Sammeln von Punkten für die er-
ledigte Weiterbildung oder das spieleri-
sche und kollegiale gegeneinander An-
treten – Individualität, Spaß und Praxis-
bezug sind der Schlüssel zum Erfolg.

Wenn Unternehmen herausgefun-
den haben, welches Problem sie für den 
Lernenden lösen möchten, wenn sie ein 
klares Ziel definiert haben, welches die 
Firmen an ihre Mitarbeiter kommuni-
zieren möchten, und wenn sie aus den 
Erfahrungen kontinuierlich selbst ler-
nen, dann steht der Zukunft des Arbei-
tens, dem lebenslangen Lernen und ei-
ner zukunftsgerichteten Kommunikati-
on nichts mehr im Weg.

Kommunikation des Wandels
Die Zukunft der Arbeit funktioniert 
nicht ohne die Mitarbeiter. Um ein Un-
ternehmen wirklich voranzubringen, 
neue Produkte oder Prozesse zu etablie-
ren oder den Markt zu verändern, 
braucht es ein gutes und eingespieltes 
Team. Ein Problem, welches viele Unter-
nehmen jedoch haben, ist, dass eine Viel-
zahl ihre Mitarbeiter häufig von dem 
Wandel, der in den Abteilungen und 
Teams stattfindet, nichts mitbekommt 
und anschließend eher abweisend auf die 
zukunftsweisenden Prozesse oder Ar-

beitsmodelle reagiert. Es braucht daher 
eine gute interne Kommunikation, um 
die neuen Strategien der Arbeitswelt 4.0 
und die innovativen Vorhaben voranzu-
bringen. Der Schlüsselfaktor zum Erfolg 
ist eine transparente Unternehmenskul-
tur. Diese schafft man durch eine durch-
dachte interne Kommunikation. Dabei 
braucht es eine inspirierende Nutzung 
der verschiedenen Mediengattungen und 
Kommunikationsinstrumente, um das 
gesamte Unternehmen mit auf eine Reise 
in die Zukunft zu nehmen.

Man muss, wenn es um die Arbeits-
welt von morgen geht, über den eigenen 
Tellerrand hinausschauen. Das kann in-
nerhalb des Unternehmens schon damit 
beginnen, dass man aus dem eigenen 
Fachbereich herauskommt und sich mit 
anderen Kollegen unterhält, um bessere 
Einblicke in deren Arbeit, aber auch de-
ren Umgang mit der neuen Arbeitssituati-
on zu erhalten. Regelmäßiger Austausch 
geht hierbei über Tools wie Microsoft 
Teams, das eigene Intranet oder bei extra 
dafür geplanten (virtuellen) Events. Es 
sollte jedoch auch eine zentrale Plattform 
geben, wo über neue Ideen gesprochen 
werden kann. Ein Bereich, wo sich Kolle-
gen mit ihren Aufgaben und Vorschlägen 
austauschen können und wo es zu not-
wendigen Diskussionen kommt. Dies 
sind Garanten, um neue Ideen für die Ar-
beitswelt von morgen zu entfachen.

Vertrauenskultur für die Arbeits­
welt 4.0

Die Situation, in der wir uns gerade be-
finden, ist für viele Mitarbeiter und Un-
ternehmer noch sehr ungewiss und viel-
leicht auch etwas beängstigend. Die Kol-
legen haben zu Recht erstmal Berüh-
rungsängste mit den neuen Prozessen 
und Werkzeugen und müssen diese erst 
besser kennenlernen. Nicht jeder Mitar-

beiter ist risikofreudig und offen für 
Neuerungen. Um einen wirklichen 
Wandel im Unternehmen voranzubrin-
gen, muss Vertrauen aufgebaut werden. 
Mitarbeiter und Abteilungen müssen 
ihre Meinung und ihre Ideen äußern 
dürfen, wie man es bei den Beispielen 
von Salesforce und Google gelesen hat. 
Sie müssen Fragen zu den Möglichkei-
ten und Ansätzen stellen dürfen, ohne 
Angst zu haben, vor ihrem Chef oder 
ihren Kollegen dumm dazustehen.

In der internen Kommunikation soll-
te daher regelmäßig die Diskussion ge-
sucht werden. Geschäftsführer, Manager 
und Abteilungsleiter müssen ihre Teams 
motivieren, das zu fragen, was sie be-
schäftigt. Je mehr sich Menschen mit ei-
ner neuen Idee auseinandersetzen, umso 
offener werden sie über die Zeit dafür. 
Wenn Mitarbeiter merken, dass ihre Fra-
gen, die sie in der internen Kommunika-
tion stellen, aufgegriffen und umgesetzt 
werden, nähern sie sich schneller einem 
neuen Arbeitsmodell oder neuen Werk-
zeugen und Möglichkeiten an.

Ein Appell für die Zukunft  
der Arbeit

Die Arbeitswelt 4.0, ausgelöst durch die 
digitale Transformation, die Pandemie 
und die veränderten Verhaltensweisen 
der Mitarbeiter, erfordert ein Umden-
ken. Der Wandel stellt uns vor große 
Herausforderungen, doch die Chancen, 

die wir aktuell für uns entdecken und zu 
nutzen lernen, sind immens. 

Manager, Gründer und Geschäfts-
führer müssen daher gemeinsam mit ih-
ren Mitarbeitern voranschreiten und die 
neuen Fähigkeiten und Möglichkeiten 
einsetzen und aktiv weiterentwickeln. 
Dafür braucht es ein offenes Ohr für die 
Anforderungen der Angestellten, die Fä-
higkeit der Reflexion und das willentli-
che Verlassen von traditionellen und er-
probten Pfaden. Wenn wir alle gemein-
sam anpacken, wenn wir die Harmonie 
aus Tradition und Moderne, aus Mensch 
und Maschine finden, sind wir bereit für 
die Zukunft der Arbeit, die schon be-
gonnen hat, weiterzuführen.  ///

/// ALEXANDER PINKER
ist Innovation-Profiler und Future Strategist, 
München.
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Die Arbeitswelt 4.0 erfordert 
LEBENSLANGES Lernen.

Für die Akzeptanz von Neuerungen 
braucht es eine VERTRAUENSBILDENDE 
offene Unternehmenskommunikation.
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/// Zehn Jahre später …

WAS IST AUS DEM ARABISCHEN 
FRÜHLING GEWORDEN?

Pabst, Martin: Arabischer  
Frühling ohne Sommer? Stuttgart: 
W. Kohlhammer-Verlag 2021,  
319 Seiten, € 32,00.

Dezember 2020/Januar 2021 jährte 
sich der Beginn des „Arabischen Früh-
lings“ zum zehnten Mal. Pünktlich 
dazu erschien am 13. Januar 2021 das 
Buch „Arabischer Frühling ohne Som-
mer?“ des Münchner Politikwissen-
schaftlers und Publizisten Martin 
Pabst. Auf 319 Seiten widmet sich die-

ser der komplexen Thematik des Um-
bruchs in der MENA-Region, welchen 
er von Beginn an teils vor Ort mitver-
folgte. Herausgekommen ist dabei ein 
Werk, das in acht Kapiteln Überblicke 
über Geschichte, Wirtschaft, Kultur, 
Religion und Politik der arabischen 
Staaten liefert.

Von der Protestbewegung zu  
Bürgerkriegen

Der „Arabische Frühling“ begann mit 
der Selbstverbrennung des tunesischen 
Gemüsehändlers Muhammad Alboua-
zizi am 17. Dezember 2010. Pabst rekon-
struiert zunächst die regionale Ge-
schichte und zeigt dadurch deren Rele-
vanz für heutige Entwicklungen. Der 
Autor kritisiert völlig zutreffend das 
orientalistische, rassistische Klischee 
nach „einem angeborenen Bedürfnis 
‚des Arabers‘ nach Unordnung“, weswe-
gen dieser angeblich „einen starken 
Führer“ benötigen würde (S. 12). Die 
Forderungen nach Freiheit und Würde 
hätten dies eindeutig widerlegt. Für 
Russland, China und „den Westen“ war 
das lange Fehlen von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit durchaus profitabel. 
Mit Libyens Diktator Gaddafi schloss 
beispielsweise Italien lukrative Abkom-
men. Nichtsdestotrotz seien autoritäre 
Herrschaftsstrukturen nicht monokau-
sal erklärbar, die Bürgerkriege zudem 
keine „Religionskriege“. 

Angefacht wurde die „Arabellion“ 
durch die Folgen des Klimawandels, 
Dürren, Misswirtschaft, Korruption 
und die Brutalität der Regimes. Insbe-
sondere auf die ärmeren Länder wie 
Ägypten, Syrien und den Jemen sprang 
der tunesische Funke leicht über, anders 
als in den reichen Golfmonarchien. 
Schnell mussten Ben Ali (Tunesien) und 
Mubarak (Ägypten) zurücktreten. Die 
Bilder vom Tahrir-Platz hatten Strahl-
kraft. Bald mischten sich regionale  
Akteure wie Katar, Saudi-Arabien, die 
Türkei und Iran in verschiedene Staaten 
ein – mit unterschiedlichen Interessen. 

Die Phase der Demokratie währte in 
Ägypten nur kurz. Bereits 2013 wurde 
die von der Muslimbruderschaft geführ-
te Regierung unter Mursi von General 

al-Sisi unterstützt durch Saudi-Arabien 
brutal gestürzt. In Libyen, Syrien und 
später im Jemen eskalierte die Revolte 
zu Bürger- und Stellvertreterkriegen. 
Iran wähnte in Syrien eine „Verschwö-
rung Israels“ am Werk und unterstützte 
das Assad-Regime, das von Anfang an 
auf Eskalation setzte. 2013 marschierte 
die schiitisch-islamistische Hizb Allah 
auf Seiten des Regimes in Syrien ein, aus 
dem Irak kam der IS und übernahm Ter-
ritorien. Dass Obama nach einem Gift-
gasangriff 2013 nicht intervenierte, 
schwächte die gemäßigten Rebellen zu-
sehends zugunsten der Islamisten. In 
Syrien starben Hunderttausende, über-
wiegend Zivilisten. 

Zeitweise konnten sich IS und al-
Qa’ida in weiteren Staaten einnisten. 
Die USA setzten ab 2014 paradoxerwei-
se auf die YPG (syrische PKK), mit der 
sowohl der IS bekämpft als auch Iran 
eingedämmt werden sollten. Russland 
intervenierte 2015 für Assad und ver-
hinderte so dessen Sturz. Die Türkei 
griff primär auf Seiten der Rebellen ein, 
um die YPG zu bekämpfen. Auch im Je-
men eskalierte ein brutaler Stellvertre-
terkrieg zwischen Iran, Saudi-Arabien 
und den VAE. In Libyen steht die Türkei 
seit 2020 auf Seiten der italienisch un-
terstützten Regierung dem von Russ-
land und Frankreich unterstützten War-
lord Haftar gegenüber. 

Islamische und islamistische  
Strömungen − Begriffskritik

Zahlreiche Menschen in arabischen 
Ländern hätten sich mitunter infolge ei-
ner Krise des traditionellen Islam vier 
Strömungen zugewandt: dem „charis-
matischen Islam“, dem „spirituellen Su-
fi-Islam“, dem „ultrakonservativen Sala-
fi-Islam“ und dem „Politischen Islam“. 
Die Auswahl dieser Begriffe ist aus einer 
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islamwissenschaftlichen Perspektive 
nicht unproblematisch. Im Salafismus 
gibt es in dem christlich-evangelikalen 
Spektrum sehr ähnliche charismatische 
Prediger, weswegen „charismatischer Is-
lam“ genauer elaboriert werden müsste. 
Der Sufismus wiederum ist überwie-
gend ein Teil des traditionellen Islam. 
Die Charakterisierung des Salafismus 
als „ultrakonservativ“ ist nicht ganz 
treffend, da es sich vielmehr um eine re-
formistische Bewegung handelt, die mit 
der sunnitischen Tradition radikal 
bricht. Salafisten agierten nach dem 
„Vorbild des Ur-Islam“, wobei dabei he-
rausgestellt werden sollte, dass es sich 
hierbei nur um eine ideologische Fiktion 
handelt. Statt „Politischer Islam“ sollte 
„Islamismus“ verwendet werden, da 
dies den Unterschied zwischen Religion 
und Ideologie besser verdeutlicht. 

Die „Arabische Straße“ meldet  
sich zurück

Obwohl die Demonstrationsbewegun-
gen in zehn Jahren in den meisten Staa-
ten von Gewalt und Restauration abge-
löst wurden, sind sie nach wie vor nicht 
tot. Proteste zwangen den algerischen 
Präsidenten Bouteflika im April 2019 
zum Rücktritt. Im Sudan konnte 2019 
eine insbesondere durch Frauen ange-
führte Protestbewegung das islamisti-
sche Regime von Omar al-Bashir stür-
zen. Militär und Zivilgesellschaft ringen 
seither um Macht und Zugeständnisse. 
Der wirtschaftlich zerrüttete Libanon 
kommt nicht mehr zur Ruhe, auch im 
Irak kam es zwischenzeitlich zu Mas-
senprotesten. Nach zehn Jahren haben 
sich die Lebensbedingungen der Men-
schen nicht verbessert. 

In einigen Punkten hat Martin Pabst 
bereits Recht behalten: Im von Corona 
gebeutelten Tunesien wurden im Juli 

„Noch ist es möglich, zu verhindern, 
dass die Bildungskatastrophe über uns 
hereinbricht. Deutschland kann als Kul-
turstaat noch erhalten bleiben. Dazu be-
darf es aber einer entscheidenden Wen-
dung.“ Angesichts der aktuellen pande-
mischen Situation, in der sich Schüler, 
Lehrer und Eltern befinden, möchte 
man diesem vorsichtig hoffnungsvollen 
Zitat zustimmen. Dabei zitiert Klaus 
Zierer in seinem Buch „Ein Jahr zum 
Vergessen“ keinen heutigen Pädagogen, 
sondern Georg Picht, der in den 1960er-
Jahren vor einer Bildungskatastrophe 
warnte. Seine damaligen Kritikpunkte 
(Lehrermangel, zu wenige Abiturienten, 
Bildungsungerechtigkeit, Bürokratie) 
erscheinen aktueller denn je. Und die 
Coronakrise hat diese jahrzehntealten 
Kritikpunkte noch deutlicher werden 
lassen. 

Der Autor kritisiert, dass in Deutsch-
land von staatlicher Seite kaum bis gar 
nicht überprüft wird, wie sich Distanz-
unterricht und Schulschließungen auf 
die Leistungen der Schüler auswirken – 
Prüfungen werden stattdessen verein-
facht oder sogar ganz gestrichen. Als 
Forschungsgrundlage griff der Professor 
für Schulpädagogik der Universität 
Augsburg deshalb auf Daten auch aus 

anderen Ländern zurück. Das Ergebnis: 
Besonders in der Primarstufe, aber auch 
in der Sekundarstufe konnten erhebli-
che Lernrückstände bei mathemati-
schen und muttersprachlichen Kompe-
tenzen festgestellt werden. Und: „Am 
meisten betroffen sind ethnische Min-
derheiten sowie einkommensschwache 
Familien. Die Coronapandemie wird 
dadurch im Bildungsbereich zu einem 
Treiber von Bildungsungerechtigkeit.“ 
(S. 29) Darüber hinaus hatte Social Dis-
tancing auch erhebliche soziale Auswir-
kungen: „Wer dafür plädiert, [Kinder, T. 
K.] wegzusperren und ihnen keine Mög-
lichkeit der körperlichen Aktivität im 
Freien zu geben, der vergeht sich an ih-
rer psychischen, physischen und sozia-
len Gesundheit.“ (S. 36)

Zierer zitiert in seinem Buch Fakten 
aus einigen Studien, die wohl den meis-
ten bildungspolitisch Interessierten be-
kannt sein dürften: Der Nutzen von frei-
willigen Wiederholungsjahren ist ge-
ring, die Einbindung der Eltern im 
Schulalltag wichtig. Sommerschulen 
versprechen – insbesondere dann, wenn 
sie bedarfsgerecht und in Kleingruppen 
konzipiert sind – messbare Lernerfolge, 
Lehrern sollten bessere Aus- und Wei-
terbildungsmöglichkeit zuteilwerden. 

Interessanter erscheinen einige kont-
roversere Aspekte, die der Autor auf-
greift. So fordert er, dass Lehrpläne ver-
schlankt und die einzelnen Unterrichts-
fächer zu einem sogenannten „Epochen-
unterricht“ verknüpft werden sollten. 
Aktuelle Herausforderungen wie etwa 
der Klimawandel könnten so aus biolo-
gischen, physikalischen, chemischen, 
geographischen, sozialen usw. Gesichts-
punkten erörtert werden. Ebenfalls er-
frischend sind Zierers Einschätzungen 
zum Thema Digitalisierung. Er plädiert 
dafür, Schulen so viel wie nötig, aber so 
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Zierer, Klaus: Ein Jahr  
zum Vergessen. Freiburg 

im Breisgau: Herder-
Verlag 2021, 128 Seiten, 

€ 12,00. 

2021 die durch die islamistische Nahda 
geführte Regierung und das Parlament 
durch Präsident Saied suspendiert, viele 
befürchten nun eine Rückkehr des Au-
toritarismus. Ein „Jihadismus der 4. 
Generation“ sei nicht unwahrschein-
lich. Der IS setzt sich, wie von Pabst 
prognostiziert, insbesondere seit dem 
Sieg der Taliban im August 2021 wieder 
in Afghanistan fest. Der Transformati-
onsprozess vor „unserer Haustür“ wird 
uns noch einige Jahre beschäftigen. Mit 
dem Buch von Martin Pabst lässt sich 
dies mit solidem Wissen jedoch viel 
besser verfolgen und einschätzen. Mit 
einem so fundiert ausgearbeiteten Über-
blickswerk über den „Arabischen Früh-
ling“, das dabei über den „Tellerrand 
des arabischen Raumes“ hinausblickt, 
schließt Martin Pabst eine Lücke in der 
deutschsprachigen Fachliteratur.

FABIAN SCHMIDMEIER MA, 
ISLAMWISSENSCHAFTLER,  

WWW.ABRAHAMICSTUDIES.COM, 
MÜNCHEN 
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wenig wie möglich zu digitalisieren. 
Zwar böten technische Neuerungen auf 
verschiedenen Ebenen einen Mehrwert 
für Schüler. Als Heilsbringer versteht 
der Autor Tablets, Office-Tools et cetera 
aber nicht. 

Viel wichtiger sei die Interaktion in-
nerhalb der Schulfamilie, um Lerninhal-
te zu vermitteln. Wobei er auch hier den 
Rotstift ansetzen würde. Nach seinem 
Dafürhalten sollte nicht nur die Wis-
sensvermittlung, sondern viel mehr als 
bisher auch die Charakterbildung in den 
Vordergrund treten. Er fordert deshalb 
„weniger PISA, mehr Bildung“ und kon-
statiert: „Ein Trachten nach steter Maxi-
mierung und Effektivitätssteigerung im 
Bildungssystem führt zu Verkürzung 
und Fehlentwicklungen.“ (S. 104) 

Nicht nur um den Herausforderun-
gen, die die Coronapandemie für Schü-
ler, Eltern und Lehrer mit sich gebracht 
hat, beizukommen, sondern um die  
aktuelle „pädagogische Klimakrise“  
(S. 116) in Deutschland zu bewältigen, 
nennt Zierer fünf Aspekte, die mehr Be-
rücksichtigung finden sollten: Hinter-
fragung der Lerninhalte, mehr Emotio-
nalität in den Schülern wecken, das Ge-
meinschaftsgefühl an Schulen und in 
Klassenverbänden stärken, Schülern 
mehr Gestaltungsräume bieten und be-
sondere Momente des Gelingens schaf-
fen, in denen Schüler das Gelernte tat-
sächlich anwenden können. 

Auch wenn Zierers Forderung nach 
einem nationalen Bildungsrat inzwi-
schen mit der Etablierung der Ständi-
gen wissenschaftlichen Kommission 
(StäWiKo) der Kultusministerkonfe-
renz umgesetzt ist, so ist seine abschlie-
ßende Forderung in „Ein Jahr zum Ver-
gessen“ unbedingt eine Überlegung 
wert: „Formuliert eine Bildungsagenda 
2050 und sorgt für wirksame Schulent-

wicklung vor Ort, damit Kinder und 
Jugendliche Schule als einen Lebens-
raum erfahren können!“ (S. 123)

THOMAS M. KLOTZ, 
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN

modernen Innenleben wiederaufgebaut, 
firmiert es nunmehr als „Humboldt Fo-
rum im Berliner Schloss“ und stellt da-
bei das größte kulturpolitische Einzel-
projekt des wiedervereinigten Deutsch-
lands dar. Mit einer durch Corona be-
dingten doppelten Eröffnung, digital im 
Dezember 2020 und offiziell am 20. Juli 
2021, steht es nun dem interessierten 
Museumspublikum offen.

Einst war das Schloss Sitz der bran-
denburgischen Kurfürsten, preußischen 
Könige und deutschen Kaiser, wurde 
nach Kriegszerstörungen, die aber zu 
beheben gewesen wären, im Jahr 1950 
aus rein ideologischen Gründen („Auf-
marschplatz nach Moskauer Vorbild“) 
auf Beschluss der SED-Kommunisten 
gesprengt und sein früherer Standort ab 
1973 mit dem „Palast der Republik“ 
(„Erichs Lampenladen“) teilweise über-
baut. 

„Das Schloß lag nicht in Berlin – 
Berlin war das Schloß!“ So fasste es 
1992 der renommierte Publizist und 
Verleger Wolf Jobst Siedler die Bedeu-
tung des vor seiner Zerstörung größten 
barocken Gebäudes nördlich der Alpen 
treffend zusammen. Doch obgleich 
DDR-Ministerpräsident Otto Grothe-
wohl nach dem in Fachkreisen heftig 
umstrittenen Sprengbeschluss einst kul-
turbanauserisch meinte, dass „jetzt alle 
schreien“, jedoch kein Hahn mehr da-
nach krähen werde, wenn das Schloss 
erst einmal beseitigt sei (und für fast 40 
Jahre traf dies für eine breite Öffentlich-
keit auch zu), kam es direkt nach der 
Wiedervereinigung zu ersten Überle-
gungen bezüglich der Neudefinition der 
Mitte Berlins beziehungsweise einer 
möglichen Rekonstruktion des Berliner 
Schlosses, die durch die asbestbedingte 
Schließung des „Palasts der Republik“ 
zusätzlichen Auftrieb erhielten. Schnell 

Stiftung Humboldt Forum im 
Berliner Schloss (Hrsg.): Das 
Humboldt Forum im Berliner 
Schloss. München und ande-
re: Prestel-Verlag 2020, 248 
Seiten, € 49,00.

Zickendraht, Veronika: Der 
Stoff, aus dem die Schlösser 
sind. Der Wiederaufbau 
des Berliner Schlosses. Wie 
Wilhelm von Boddien eine 
verrückte Idee wahr machte. 
Asslar: adeo-Verlag 2020, 
160 Seiten, € 19,90.

zeigte sich, dass es nicht nur um ein be-
liebiges, zerstörtes historisches Gebäu-
de in Berlin ging, sondern auch um den 
Umgang mit der deutschen Geschichte 
beziehungsweise dem stadtbaukünstle-
rischen Erbe im Herzen der Hauptstadt.

Heftige und jahrelange sowie zum 
Teil polemisch geführte Diskussionen 
folgten. Eine Internationale Experten-
kommission Historische Mitte, die zwi-
schen 2000 und 2002 über den Umgang 
mit diesem Ort beriet und letztlich ei-
nen Bau mit barocken Fassaden emp-
fahl, sowie ein Bundestagsbeschluss im 
Juli 2002 mit einer fast Zweidrittelmehr-
heit, der Abriss des Palastes der Repub-
lik zwischen 2006 und 2008 und ein 
Architekturwettbewerb 2008 ebneten 
schließlich den Weg dafür, dass heute 
das neue / alte Schloss wieder städte-
baulich und räumlich erfahrbar ist.

Zwei neu erschienene Bücher wid-
men sich diesem Thema, die sich in 
Konzeption und Schwerpunktsetzung 
unterscheiden. Das erste hier vorzustel-
lende Werk „Das Humboldt Forum im 
Berliner Schloss“, herausgegeben von 
der gleichnamigen Stiftung, stellt diese 
neue Kulturinstitution vor, die man ge-
trost auch als „deutschen Louvre“ im 
Zusammenspiel mit der Museumsinsel, 
dessen Museen und Sammlungen ihren 
Ursprung im früheren Schloss haben, 
bezeichnen kann. Mit Beiträgen von Ak-
teuren der „ersten Stunde“ (so zum Bei-
spiel von „Schlossinitiator“ Wilhelm 
von Boddien) wird die konzeptionelle, 
aber vor allem die architektonische Ent-
stehungsgeschichte des „Humboldt Fo-
rum“ lebendig.

Auch die Bespielung durch die Stif-
tung, die Staatlichen Museen mit den 
Sammlungen der außereuropäischen 
Kunst mit seinen über 500.000 Artefak-
ten, das Stadtmuseum Berlin sowie die 

Wer heute den Prachtboulevard „Unter 
den Linden“ vom Brandenburger Tor 
aus herunterfährt oder geht, stößt un-
weigerlich wieder auf jenen Bau, der ab 
1443 für mehr als 500 Jahre die Berliner 
Mitte prägte: das Berliner Stadtschloss. 
Nach jahrelangen, zum Teil heftigsten 
Diskussionen, ab 2013 als moderner 
Bau mit rekonstruierten, durchweg 
spendenfinanzierten Barockfassaden 
und der markanten Kuppel, aber einem 
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Humboldt-Universität Berlin themati-
siert dieses Werk, wobei sich zeigt, wie 
Kulturvermittlung im Sinne eines Erle-
bens und Begegnens in Form von Aus-
stellungen, Veranstaltungen, digitalen 
Bildungsangeboten im 21. Jahrhundert 
verstanden wird und wie sich das zu-
künftig weiter entwickeln soll.

Insgesamt erfährt der Leser in die-
sem opulenten, mit vielen Bildern ausge-
statteten Buch vor allem eine Menge 
über die Geschichte des Berliner Schlos-
ses, über die Debatte des Wiederauf-
baus, die architektonische Bedeutung 
des Schlosses gerade für das städtebauli-
che Umfeld in der Mitte Berlins oder die 
minutiöse Wiederherstellung der baro-
cken Fassaden.

Das zweite Buch, verfasst von der 
Autorin Veronika Zickendraht, widmet 
sich in der Hauptsache dem langen und 
steinigen Weg, den der Landmaschinen-
händler von Boddien und seine Mitstrei-
ter seit 1990 gegangen sind, um die Re-
konstruktion wenigstens der barocken 
Fassaden, des künstlerisch unvergleich-
lichen Schlüterhofes und der Kuppel als 
markantem Sichtpunkt zu realisieren: 
„Der Stoff, aus dem die Schlösser sind“.

Von einem anfangs fiktiven Schloss 
am originalen Standort in Form eines 
1:1-Modells mit Plastikplanen, auf de-
nen die Barockfassaden aufgemalt waren 
(1993), einem immer wieder aktualisier-
ten „Berliner Extrablatt“ zur Schlossge-
schichte und Schlossbedeutung sowie 
dem Stand der Diskussion bis hin zu un-
zähligen Vorträgen oder Abendveran-
staltungen weltweit, um für das Schloss 
zu werben und Spendengelder zu akqui-
rieren, reichte der Aktivitätsradius von 
Boddiens und vieler Schlossbegeisterter.

Und was musste vor allem von Bod-
dien, der sich seit den 1960er-Jahren auf 
sehr intensive Weise mit dem Schloss be-

schäftigt hatte – seine Frau schildert auf 
unterhaltsame Weise in dem Buch, wie 
sich das Esszimmer im Laufe der Jahre 
immer mehr zum Schloss-Archiv ver-
wandelte –, über sich ergehen lassen 
bzw. lesen: Vom „Schlossgespenst“ war 
da die Rede oder vom „Chef der Schloss-
fälscherbande“ – alles perlte an ihm ab. 
Auch ließ er sich in seinem Drängen, 
Entscheidungen pro Schloss herbeizu-
führen, nicht beirren, als seine Firma 
2004 insolvent ging.

Selbst als Schlossgegner (und die gab 
es, auch prominente, zuhauf!) ihm im 
Herbst 2008 unterstellten, mit Hilfe des 
Fördervereins Berliner Schloss, der bis 
heute über 105 Millionen Euro Spenden-
gelder für die Rekonstruktion der Fassa-
den, Portale und Skulpturen gesammelt 
hat und noch sammelt, Geldwäsche zu 
betreiben, blieb er „hanseatisch cool“. 
Der Verdacht bestätigte sich auch nach 
den Untersuchungen der Staatsanwalt-
schaft nicht und blieb letztlich nur eine 
diskreditierende Kampagne – für die Fa-
milie aber keine einfache Zeit.

Zickendraht hat in der Tat ein flott zu 
lesendes Buch verfasst, dessen Erzäh-
lung durch Einflechtung von Zitaten aus 
Gesprächen mit Wegbegleitern, Familie 
und von Boddien selbst auf lebendige 
Weise dieses visionäre, bürgerschaftli-
che Engagement über einen Zeitraum 
von mehr als 30 Jahren hervortreten 
lässt. Zweifelsohne bildet es auch einen 
Gegenpol zur Aussage eines früheren 
Bundeskanzlers, der einst einmal sagte, 
wer Visionen habe, solle zum Arzt ge-
hen. Die Vision, die von Boddien hatte 
und wovon er träumte, kann nun jeder in 
der Mitte Berlins selbst erleben.

ALEXANDER KROPP M. A., 
MÜNCHEN

Das Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) steht für das SED-Unrechtsre-
gime wie keine andere Behörde oder 
Einrichtung der DDR. Der im Volks-
mund „Stasi“ oder „Horch und Guck“ 
genannten Geheimpolizei arbeiteten im 
In- und Ausland (Stand Oktober 1989) 
rund 91.000 hauptamtliche und über 
mehrere Jahrzehnte hinweg insgesamt 
rund 624.000 inoffizielle Mitarbeiter 
(IM) zu. Das MfS war Inlands- und Aus-
landsgeheimdienst. Es hatte anders als 
etwa das Bundesamt für Verfassungs-
schutz oder der Bundesnachrichten-
dienst auch polizeiliche Befugnisse und 
unterhielt eigene Untersuchungsgefäng-
nisse. Seinem Selbstverständnis nach 
war das MfS „Schild und Schwert“ der 
herrschenden SED. Unter der Führung 
Erich Mielkes unterdrückte die Staatssi-
cherheit jegliche oppositionelle Regung. 
Schon kleinste Unmutsäußerungen 
konnten zu Repressionen, z. B. in der 
Schule oder am Arbeitsplatz, führen. 
Alle staatlichen Stellen, auch die Staats-
anwaltschaften und die Gerichte, arbei-
teten mit dem MfS Hand in Hand. 

Die noch vorhandenen Unterlagen 
des MfS umfassen viele Regalkilometer. 
Sie werden fortlaufend ausgewertet und 
erforscht. In den Akten finden sich auch 
viele Fotos. Philipp Springer, promo-

Springer, Philipp: Der 
Blick der Staatssicher-

heit. Fotografien aus dem 
Archiv des MfS. Dresden: 

Sandstein Verlag 2020, 
327 Seiten, € 29,00.

vierter Historiker, Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Stasi-Unterlagen-Ar-
chivs (jetzt im Bundesarchiv) und exzel-
lenter Kenner der DDR-Geschichte, hat 
die umfangreichen Bildbestände gesich-
tet und 335 exemplarische Fotos heraus-
gesucht. Sie dokumentieren den „Blick 
der Staatsicherheit“ auf sich selbst, auf 
die DDR, ihre Bürger und auf die als 
Feindesland und „Operationsgebiet“ 
angesehene Bundesrepublik mit West-
Berlin. Einer Einleitung mit Erläuterun-
gen zu den „operativen Fotografien“ (S. 
6 ff.) folgen sieben thematische, sich an-
gesichts der Rolle des MfS aber auch 
überlappende Abschnitte.

Der erste stellt unter der Überschrift 
„Innenansichten“ den Arbeitsalltag, die 
Freizeit und das Selbstbild der haupt-
amtlichen Mitarbeiter des MfS dar  
(S. 33 ff.). Hier werden „typische“ Fotos 
aus Personalakten ebenso gezeigt wie 
Aufnahmen von Verabschiedungen oder 
Geburtstagsfeiern. Das Selbstbild der 
„Tschekisten“ als konspirativ agierende, 
aber mit hoher Bedeutung versehene 
Truppe, die sogar auf die Fußballtabelle 
zugunsten des Mielke-Klubs BFC Dyna-
mo Berlin Einfluss nahm, wird auf meh-
reren von ihnen deutlich. Zugleich sind 
die Grundeinstellung, dass überall Fein-
de und Gefahren für die DDR lauern 
würden und zu bekämpfen seien, sowie 
ein kleingeistig-spießbürgerliches Geha-
be in diesem und den nächsten Ab-
schnitten durchgängig erkennbar. Das 
zeigt sich naturgemäß im zweiten Ab-
schnitt (S. 103 ff.), der den „heimlichen 
Blick“ bei den häufigen Observationen 
dokumentiert. Menschen wurden ver-
deckt, zum Beispiel mithilfe einer Ka-
mera, die in einem falschen Gipsarm 
versteckt war, abgelichtet (S. 124 f). 

Unter der Überschrift „Grenzräu-
me“ finden sich Bilder von Flucht und 
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Grenze (S. 155 ff.). Das MfS wollte mit 
solchen Fotos mögliche Schwachstellen 
der Grenzanlagen beheben. Das Risiko 
eines Fluchtversuchs war für die DDR-
Bürger, vor allem wegen des Schießbe-
fehls der Grenzer, enorm. In Philipp 
Springers Band finden sich eindrückli-
che Beispiele für geglückte „Republik-
flucht“ (wie der offizielle Begriff lautete), 
aber auch für gescheiterte Fluchtversu-
che. Das MfS begnügte sich in seinem 
Freund-Feind-Denken nicht damit, die 
Fluchtwilligen zu verfolgen. Es zwang 
Personen, die an der Flucht gehindert 
worden waren, sogar dazu, an der foto-
grafischen Dokumentation ihres Flucht-
versuchs mitzuwirken, selbst wenn de-
ren kleines Kind während der versuch-
ten Flucht gestorben war (S. 170 f.). 

Wie die DDR als solche durch das 
MfS fotografiert wurde und wie Protest 
und abweichendes Verhalten aussahen, 
belegen der vierte („Einsichten“, S. 189 
ff.) und der fünfte Abschnitt („Feind-
Bilder“, S. 241 ff.). Im vierten Abschnitt 
finden sich interessante Bilder des nicht 
realisierten PKW-Modells „Trabant 
610“ (S. 204 f.) und des Verfalls der Alt-
bausubstanz in Pegau (S. 236 f.). Sogar 
kleinere Schäden an LPGs wurden teil-
weise als vorsätzliche Schädigung der 
Volkswirtschaft und nicht etwa als Aus-
druck der verfehlten Planwirtschaft an-
gesehen. An „Feinden“ fehlte es im 
Weltbild der SED und ihres MfS nicht. 
Bereits die Beschädigung eines Ulbricht-
Fotos in einer Kneipe (S. 244 f.) oder die 
Verzierung eines Honecker-Bildes mit 
einem länglichen Schnurrbart (S. 264 f.) 
führten zu Ermittlungen und – wenn 
man der „Täter“ habhaft wurde – zu Ge-
fängnisstrafen. 

Fotos aus dem „Operationsgebiet“ 
(S. 275 ff.), etwa eines Kriegsschiffs, von 
militärisch genutzten Hafenanlagen 

oder Gebäuden und Straßen in West-
Berlin, gehörten selbstverständlich auch 
zum Foto-Repertoire des MfS. Am 
Schluss des Bandes sind „Verbotene Bil-
der“ abgedruckt (S. 295 ff.), also Fotos, 
die von Bürgern aufgenommen wurden, 
deren Inhalt aber dem MfS missfiel. Wer 
ein Gespür dafür bekommen will, was 
das MfS war, sollte Philipp Springers 
Band studieren.

PROF. DR. PHILIPP AUSTERMANN, 
BRÜHL
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Ausgabe vom 15. November 2021 – 5/2021 
 
 
 

/// Handlungsempfehlungen für Deutschland und seine Verbündeten 

Sicherheitspolitische Herausforderungen  
in der Arktis 
 
 
Andrea Rotter /// Bedingt durch die Folgen des Klimawandels rückt die Arktis zunehmend 
in den Fokus der globalen geopolitischen Rivalität, zugleich wird sie auch zu einer sicher-
heitspolitischen Herausforderung. Russland reaktiviert seit geraumer Zeit zahlreiche ehe-
malige sowjetische Militärstützpunkte und erhöht seine Truppen. Aus diesem Grund müssen 
sich Deutschland und seine Verbündeten mit den Konsequenzen auseinandersetzen und 
entsprechend agieren. 
 
♦ Die strategische Bedeutung der Arktis steigt: als Hotspot des Klimawandels, als Indikator 

der geopolitischen Rivalität sowie als Schauplatz eines sich zuspitzenden Sicherheits-
dilemmas. 

♦ Deutschlands sicherheitspolitische Interessen und Prioritäten wurden 2019 in den 
„Leitlinien deutscher Arktispolitik“ festgehalten. 

♦ Sicherheitspolitische Herausforderungen ergeben sich aus den militärischen Aktivitäten 
Russlands, dem Fehlen eines formellen sicherheitspolitischen Dialogs über die Arktis 
sowie der notwendigen Balance zwischen glaubhafter Abschreckungs- sowie Verteidi-
gungsfähigkeit und fortgeführter Kooperation mit Russland. 

♦ Nach Ansicht der Experten1 sollte Deutschland seine sicherheitspolitischen Interessen 
klarer definieren, seine bilaterale Zusammenarbeit ausbauen und innerhalb der NATO 
für eine „ganzeuropäische“ Bündnisverteidigung eintreten. 
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